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Abkürzungen
AdR Ausschuss der Regionen
AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union
BIP Bruttoinlandsprodukt
BMF Bundesministerium der Finanzen
BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
BNE Bruttonationaleinkommen
CPMR Conference of Peripheral Maritime Regions
EAGFL-A Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
 Abteilung Ausrichtung
ECU European Currency Unit
EFRE Europäischer Fonds für regionale Entwicklung
EFSI Europäischer Fonds für strategische Investitionen
EIAH European Investment Advisory Hub
EIB Europäische Investitionsbank 
ELER Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums
EMFF Europäischer Meeres- und Fischereifonds
EP Europäisches Parlament
ERE Europäische Rechnungseinheit
ERH Europäischer Rechnungshof
ESF Europäischer Sozialfonds 
ESIF Europäische Struktur- und Investitionsfonds 
EU Europäische Union
EU-13 Bulgarien, Estland, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Ungarn, Rumänien, 
 Slowakei, Slowenien, Tschechien, Zypern
EU-15 Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, 
 Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien, 
 Vereinigtes Königreich
EUV  Vertrag über die Europäische Union
EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
EWSA Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss
KF Kohäsionsfonds
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
MFR Mehrjähriger Finanzrahmen
NUTS Nomenclature des unités territoriales statistiques
RAL Reste à liquider
YEI Beschäftigungsinitiative für junge Menschen (Youth Employment 
  Initiative)
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Zusammenfassung
Diese Analyse befasst sich mit der Weiterentwicklung der Kohäsionspolitik der 
Europäischen Union in der Zeit nach 2020, für die ein neuer mehrjähriger Fi-
nanzrahmen (MFR) von den EU-Mitgliedstaaten vereinbart werden muss. Dies 
war schon in der Vergangenheit stets ein schwieriges Unterfangen. Erschwerend 
kommt jetzt hinzu, dass beim nächsten MFR das Vereinigte Königreich mit 
großer Wahrscheinlichkeit nicht mehr der EU angehören wird, sodass der 
britische Nettobeitrag zur Finanzierung des EU-Haushalts dauerhaft deutlich 
niedriger ausfallen dürfte, sofern er nicht ganz entfällt. Die Analyse plädiert 
vor diesem Hintergrund für einen Kurswechsel in der EU-Kohäsionspolitik: 
Künftig sollten nur noch die ärmeren Mitgliedstaaten finanziell gefördert wer-
den, ohne dass diese selbst einen eigenen Beitrag zur Finanzierung dieser 
Politik auf EU-Ebene leisten müssten. Ein Kurswechsel ist auch deshalb ratsam, 
weil die Politik zur Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts 
in den letzten beiden Förderperioden die räumliche Konzentration auf die 
ärmsten Regionen aufgegeben hat.
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1 Einleitung

Der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) gibt der EU 
den Auftrag, eine Politik zur Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und terri-
torialen Zusammenhalts zu verfolgen, um eine harmonische Entwicklung der 
Union als Ganzes zu fördern. Die EU setzt sich gemäß der Vorgabe in Art. 174 
insbesondere das Ziel, die Unterschiede im Entwicklungsstand der einzelnen 
Regionen und den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete zu 
verringern. Im Jahr 2015 gab die EU 51,2 Milliarden Euro für die Kohäsions- 
politik aus. Werden noch die Mittel des Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) hinzugerechnet, waren es 
63 Milliarden Euro. Das sind 40 Prozent mehr als die Ausgaben für die Markt-
ordnungs- und Garantiepolitik für die Landwirtschaft (die sogenannte erste 
Säule der Agrarpolitik), die im Jahr 2015 mit 44,9 Milliarden Euro dotiert war. 
Größtes Empfängerland bei den Kohäsionsausgaben war 2015 Polen mit einem 
Rückfluss aus dem EU-Haushalt in Höhe von fast 8 Milliarden Euro, gefolgt von 
Tschechien mit 5,8 Milliarden Euro und Spanien mit 5,5 Milliarden Euro (Euro-
pean Commission, 2016).

Zunächst werden in Kapitel 2 die Ziele, Prioritäten und die Mittelausstattung 
der Kohäsionspolitik in der aktuellen Förderperiode 2014 bis 2020 beschrieben. 
Kapitel 3 bietet einen kurzen Abriss über die Änderungen und Wandlungen der 
Kohäsionspolitik. In Kapitel 4 werden Studien vorgestellt, die sich mit der Wirk-
samkeit der europäischen Kohäsionspolitik befassen. Kapitel 5 geht der Frage 
nach, ob sich die EU-Kohäsionspolitik mit dem Instrument der makroökono-
mischen Konditionalität und der verstärkten Orientierung an den länderspezi-
fischen Empfehlungen zu einer zunehmenden Einmischung in die Wirtschafts-
politik („Quasi-Wirtschaftspolitik“) weiterentwickelt hat. Kapitel 6 stellt den 
Europäischen Fonds für strategische Investitionen (EFSI) im Kontext der Kohä-
sionspolitik vor, wobei Unterschiede zu und Gemeinsamkeiten mit den Struk-
turfonds erörtert werden. Kapitel 7 untersucht, welche Auswirkungen von einem 
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU auf die Kohäsionsförderung 
ausgehen können, und Kapitel 8 enthält einige Schlussfolgerungen und Vor-
schläge für die Neuorientierung der Kohäsionspolitik nach 2020. In Kapitel 9 
werden die Ergebnisse zusammengefasst und Empfehlungen gegeben.
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EU-Kohäsionspolitik im mehrjährigen 
Finanzrahmen 2014 bis 2020

Die Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts der EU ist im 
mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für den Zeitraum 2014 bis 2020 mit rund 
352 Milliarden Euro (zu laufenden Preisen) ausgestattet (Europäische Kommis-
sion, 2014a, 237; BMWi, 2015, 21). Es handelt sich dabei um die Ausgaben, die 
vom Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), vom Europäischen 
Sozialfonds (ESF), vom Kohäsionsfonds (KF) und vom Europäischen Meeres- 
und Fischereifonds (EMFF) finanziert werden sollen. Nimmt man noch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) hinzu, der mit den genannten anderen Fonds zu den Europäischen 
Struktur- und Investitionsfonds (ESIF) gerechnet wird, und berücksichtigt auch 
die Beschäftigungsinitiative für junge Menschen (YEI), kommt man auf Ausga-
ben in Höhe von 454 Milliarden Euro im Zeitraum 2014 bis 2020.1 Die Kommis-
sion rechnet nur die Mittel aus dem EFRE, dem ESF und dem KF zur Regional- 
und Strukturpolitik, nicht aber den EMFF und den ELER (Lammers, 2016, 281 f.), 
obwohl die grundlegenden Vorschriften für alle diese Fonds in einer gemein-
samen Verordnung geregelt sind (EP, 2013a).

Aufgrund des Prinzips der nationalen Kofinanzierung werden zusätzlich mit-
gliedstaatliche Beträge in Höhe von 183 Milliarden Euro erwartet, sodass mit 
einem gesamten Ausgabenvolumen von 637 Milliarden Euro zu rechnen ist 
(European Commission, 2017). Das Prinzip der Kofinanzierung soll Mitnah-
meeffekte verhindern. Die Kofinanzierungssätze sind allerdings unterschiedlich 
hoch und vom wirtschaftlichen Entwicklungsstand der jeweiligen Region ab-
hängig. Der EU-Anteil an der Förderung reicht von 50 Prozent in den stärker 
entwickelten bis zu 85 Prozent in den rückständigen Regionen (Europäische 
Kommission, 2014a, 239).

2

1 In einer für alle geltenden Verordnung sind die gemeinsamen Bestimmungen für diese Fonds 
geregelt (EP, 2013a). Daneben gibt es für diese Fonds spezifische Regelungen in separaten 
Verordnungen (BMWi, 2017).
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Zur Terminologie
Gemäß Artikel 174 des AEUV verfolgt die EU eine Politik zur Stärkung ihres 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts, man spricht 
daher auch von der Kohäsionspolitik. Weil die Instrumente dieser Politik 
herkömmlicherweise zu den Strukturpolitiken der EU gerechnet wurden 
(Priebe, 2012, 1797), wird der Ausdruck Strukturpolitik oft synonym verwen-
det. Schließlich ist auch häufig von Regionalpolitik die Rede, um die regio-
nale Komponente hervorzuheben (Priebe, 2012, 1797). Eine „gewisse ter-
minologische Unsicherheit“ lässt sich nicht leugnen (ebenda). Wichtige 
Instrumente der Kohäsionspolitik sind die Strukturfonds (EFRE, ESF und 
ELER) sowie der Kohäsionsfonds. Die Verordnung 1303/2013 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates (EP, 2013a) enthält gemeinsame Bestim-
mungen zum EFRE, zum ESF, zum KF, zum ELER und zum EMFF, die dort als 
Europäische Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) bezeichnet werden. 
Weil Artikel 174 AEUV ausdrücklich die ländlichen Gebiete benennt, wird in 
dieser Analyse auch die sogenannte zweite Säule der Agrarpolitik, die land-
wirtschaftliche Strukturpolitik (ELER), zur Kohäsionspolitik gerechnet – 
 soweit dies möglich ist. 

In der aktuellen Förderperiode bis 2020 werden zwei Ziele unterstützt (Euro-
päische Kommission, 2014a, 237): Investitionen in Wachstum und Beschäftigung 
und die Europäische territoriale Zusammenarbeit (vormals Interreg). Für die 
Förderung des ersten Ziels kommen alle Regionen infrage (EP, 2013a, 330). 
Unterschieden wird zwischen weniger entwickelten Regionen, Übergangs-
regionen und stärker entwickelten Regionen (Europäische Kommission, 2014a, 
237 f.). Weniger entwickelte Regionen sind definiert als Regionen mit einem 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von weniger als 75 Prozent des EU-Durch-
schnitts. Auf diese 71 Regionen in der Abgrenzung der NUTS-2-Ebene entfallen 
ungefähr 128 Millionen Einwohner – vor allem im Osten und im Süden der EU. 
Für sie sind 182,2 Milliarden Euro vorgesehen. Die Kategorie der Übergangs-
regionen wurde aus Gründen der Förderkontinuität neu geschaffen und umfasst 
Regionen mit einem Pro-Kopf-BIP zwischen 75 und 90 Prozent des Durch-
schnittswerts. Sie werden mit 35,4 Milliarden Euro gefördert. In diesen 51 Re-
gionen leben 68 Millionen Einwohner – hauptsächlich in Mitteleuropa. 151 Re-
gionen mit 307 Millionen Einwohnern gelten als stärker entwickelt. Hier liegt 
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das BIP je Einwohner über 90 Prozent des EU-Durchschnitts. Sie erhalten  
54,4 Milliarden Euro. Je Einwohner gerechnet, empfangen die weniger entwickel-
ten Regionen im Siebenjahreszeitraum 1.423 Euro, die Übergangsregionen kom-
men auf 521 Euro und die übrigen Regionen auf 177 Euro. Im Durchschnitt aller 
Regionen ergibt sich daraus eine Förderung von 541 Euro je Einwohner der EU.

Hinzuzurechnen ist noch die Förderung durch den Kohäsionsfonds, der auf 
nationaler Ebene ansetzt. In der aktuellen Förderperiode ist er mit 63,4 Mil-
liarden Euro dotiert. Er unterstützt Investitionen in die Umwelt- und Verkehrs-
infrastruktur in Mitgliedsländern, die ein Pro-Kopf-Bruttonationaleinkommen 
von weniger als 90 Prozent des Durchschnitts der EU aufweisen. Er setzt damit 
anders als EFRE und ESF nicht auf regionaler Ebene an. Derzeit sind 14 Länder 
förderungsfähig2, für eine Übergangszeit auch Zypern (Europäische Kommis-
sion, 2014a, 237). Zusätzlich werden gut 11 Milliarden Euro für die Connecting 
Europe Facility bereitgestellt, mit der Verkehrs- und Energienetze sowie die 
digitale Infrastruktur gefördert werden. 

Auf die (alten) EU-15-Länder entfallen 219 Milliarden Euro oder 48,2 Prozent 
aller Kohäsionsmittel (454 Milliarden Euro aus EFRE, ESF, KF, ELER, EMFF und 
YEI), auf die 2004 und später beigetretenen Länder (EU-13) 226 Milliarden Euro 
oder 49,8 Prozent. (Die Aufteilung auf die einzelnen Länder enthält Tabelle 1.) 
2 Prozent sind für das Ziel der Europäischen territorialen Zusammenarbeit 
vorgesehen und national nicht zurechenbar. Das letztgenannte Ziel dient der 
Bewältigung grenzüberschreitender Probleme und der Realisierung von Grö-
ßenvorteilen. Die Kooperation soll zudem zu mehr Sicherheit und Stabilität 
beitragen. Vor allem in den sogenannten Makroregionen (Donauraum, Ost-
seeraum) wird die grenzüberschreitende Zusammenarbeit für unerlässlich 
gehalten (Europäische Kommission, 2014a, 185, 258). Makroregionale Strate-
gien umfassen mehrere Mitgliedstaaten oder Teile davon und auch Drittländer 
(Lammers, 2016, 282 f.). Die Entscheidung liegt beim Europäischen Rat.

Die über die gesamte Förderperiode feste Verteilung der Mittel auf die Mitglied-
staaten folgt nach Angaben der Kommission objektiven Kriterien wie BIP je 

2  Bulgarien, Estland, Griechenland, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal, Rumä-
nien, Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn.
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Einwohner auf regionaler oder nationaler Ebene, Arbeitslosigkeit, Bevölkerung 
und Bevölkerungsdichte (Deffaa, 2016, 155). Obwohl die Gesamtsumme mit 
0,4 Prozent des BIP der EU nicht sehr hoch zu sein scheint, machen die Zuwei-
sungen aus den ESIF in den mittel- und osteuropäischen Ländern nach Kom-
missionsschätzungen mehr als 50 Prozent der öffentlichen Investitionen aus 
(Deffaa, 2016, 155 f.).

Die Voraussetzung für die Förderung ist ein Programmierungsprozess, der mit 
einer Partnerschaftsvereinbarung zwischen dem Mitgliedstaat und der Euro-
päischen Kommission beginnt. In der Partnerschaftsvereinbarung sind Stra-
tegie, Prioritäten und Vorkehrungen eines Mitgliedstaates für die effiziente und 
wirksame Nutzung der Fonds beschrieben. Darauf bauen die individuellen 
Programme auf regionaler und sektoraler Ebene auf (Deffaa, 2016, 157). Hier-
zu zählen besonders die operationellen Programme, in denen die Investitions-

EU-Kohäsionsmittel von 2014 bis 2020 Tabelle 1
Verpflichtungen nach Ländern, in Milliarden Euro

Polen 86,0 Litauen 8,4

Italien 42,8 Lettland 5,6

Spanien 37,4 Österreich 4,9

Rumänien 30,8 Estland 4,5

Deutschland 27,9 Slowenien 3,9

Frankreich 26,7 Finnland 3,8

Portugal 25,8 Schweden 3,6

Ungarn 25,0 Irland 3,4

Tschechien 24,2 Belgien 2,7

Griechenland 20,4 Niederlande 1,7

Vereinigtes Königreich 16,4 Dänemark 1,3

Slowakei 15,3 Zypern 0,9

Kroatien 10,7 Malta 0,8

Bulgarien 9,9 Luxemburg 0,1

Nachrichtlich: national nicht zurechenbar im Rahmen der territorialen 
Zusammenarbeit 9,1

Insgesamt 454,1 Milliarden Euro: EFRE, ESF, KF, ELER, EMFF, YEI.
Eigene Berechnungen auf Basis von European Commission, 2017
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prioritäten für jedes Land oder jede Region gemäß den Zielen fixiert werden, 
die in der Partnerschaftsvereinbarung festgelegt wurden. Ihre Anzahl beläuft 
sich auf 637 (Lammers, 2016, 281).

Voraussetzungen für die Förderung sind darüber hinaus sogenannte Ex-ante- 
Konditionalitäten. Mit diesen Bedingungen soll sichergestellt werden, dass die 
Kohäsionspolitik nicht durch ordnungspolitische, administrative oder institu-
tionelle Schwächen beeinträchtigt wird (Europäische Kommission, 2014a, 242; 
Deffaa, 2016, 158 f.). Die Mitgliedstaaten sollen angemessene rechtliche und 
politische Rahmenbedingungen gewährleisten und geeignete Verwaltungska-
pazitäten bereitstellen (Europäische Kommission, 2016a, 23). Man kann diese 
Ex-ante-Konditionalitäten auch als einen Versuch werten, „gute“ Institutionen 
einzurichten. Zu unterscheiden sind Konditionalitäten, die sich auf die elf 
thematischen Ziele (Tabelle 2) beziehen, und horizontale Konditionalitäten, 
die dafür sorgen sollen, dass Mindesterfordernisse etwa in Bezug auf die Bei-
hilfenkontrolle oder das öffentliche Beschaffungswesen erfüllt sind (EP, 2013a, 
438 ff.). Die Erfahrungen mit den Ex-ante-Konditionalitäten werden positiv 
bewertet. Sie hätten zu sichtbar positiven Ergebnissen bei der Verwaltungs-
kapazität und guter Regierungsführung („Good Governance“) geführt (Business 
Europe, 2017). Es gibt überdies zumindest die rechtliche Möglichkeit, die För-
derung an sogenannte makroökonomische Konditionalitäten zu knüpfen. Hier 
besteht eine Verbindung zum Verfahren der makroökonomischen Überwa-
chung (vgl. dazu näher Kapitel 5).

Schließlich ist eine Verknüpfung von ESIF-Initiativen mit den länderspezifischen 
Empfehlungen des Europäischen Semesters vorgesehen. Im Rahmen des Eu-
ropäischen Semesters richtet der Rat der EU auf Vorschlag der Kommission 
sogenannte länderspezifische Empfehlungen an die Mitgliedstaaten, in denen 
wirtschafts-, struktur- und finanzpolitische Maßnahmen vorgeschlagen werden. 
Diese Empfehlungen sollen bei der Ausarbeitung der Programme durch die 
Mitgliedstaaten und Regionen berücksichtigt werden (Europäische Kommis-
sion, 2014a, 247). Nach Angaben der Kommission waren mehr als zwei Drittel 
der 2014 angenommenen länderspezifischen Empfehlungen für kohäsions- 
politische Investitionen relevant und in die Programmprioritäten der Mitglied-
staaten eingeflossen (Europäische Kommission, 2015, 6). Die Umsetzung der 
länderspezifischen Empfehlungen ist allerdings dürftig (EZB, 2017, 73 ff.).
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Die Kohäsionspolitik für den Zeitraum 2014 bis 2020 wird thematisch von der 
Strategie Europa 2020 der EU für „intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum“ (Wachstumsstrategie) bestimmt. Diese Strategie hat zum Ziel, „die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU unter Wahrung ihres Modells der sozialen Markt-
wirtschaft zu stärken und die Ressourceneffizienz der EU-Wirtschaft deutlich 
zu verbessern“ (Europäische Kommission, 2014b, 3). Hierzu orientiert sich die 
Kohäsionspolitik an elf thematischen Zielen (vgl. Tabelle 2), die direkt aus der 
Europa-2020-Strategie abgeleitet wurden und aus jedem ESIF unterstützt wer-
den (Deffaa, 2016, 159 ff.; EP, 2013a, Anhang 11; Bachtler/Polverari, 2017,  
34 f.). Der EFRE unterstützt alle elf Ziele mit Schwerpunkt bei den Nummern 
eins bis vier. Der ESF dient vorrangig den Zielen acht bis elf, aber auch den 
Zielen eins bis vier. Der Kohäsionsfonds fördert die Ziele vier bis sieben und 
elf (Europäische Kommission, 2014e, 5).

Thematische Ziele der EU-Kohäsionspolitik und Mittelzuweisung Tabelle 2
Verpflichtungen für die Jahre 2014 bis 2020 

Ziel Milliarden 
Euro

Prozent

1 Stärkung von Forschung, technologischer Entwicklung und 
Innovation 43,7 9,6

2 Verbesserung der Nutzung und Qualität von Informations- und 
Kommunikationstechniken 14,2 3,1

3 Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU) 63,4 14,0

4 Förderung der Verringerung von CO2-Emissionen 45,0 9,9
5 Anpassung an den Klimawandel; Risikoprävention und 

Risikomanagement 29,1 6,4
6 Erhaltung und Schutz der Umwelt; Förderung der Ressour-

ceneffizienz 60,6 13,3
7 Nachhaltigkeit im Verkehr; Beseitigung von Engpässen in 

wichtigen Netzinfrastrukturen 58,5 12,9
8 Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung; 

Mobilität der Arbeitskräfte 40,7 9,0
9 Förderung der sozialen Inklusion; Bekämpfung von Armut und 

Diskriminierung 44,5 9,8
10 Investitionen in Bildung, Ausbildung und Fortbildung; 

lebenslanges Lernen 34,5 7,6
11 Verbesserung der Effizienz in der öffentlichen Verwaltung 5,0 1,1
Übrige: technische Hilfen; Gebiete in äußerster Randlage; 
 Maßnahmen, die nicht weitergeführt werden 14,9 3,3
Insgesamt 454,1 100,0
Eigene Berechnungen auf Basis von European Commission, 2017
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Entwicklung der EU-Kohäsionspolitik

Es ist sinnvoll, hier kurz auf die Genese der Kohäsionspolitik einzugehen, weil 
das Verständnis der Ursachen und der Motivation der Fonds das Urteil über 
den Änderungsbedarf erleichtert. Die Kohäsionspolitik der EU, wie sie heute 
betrieben wird, ist das Ergebnis eines langjährigen Prozesses, bei dem ver-
schiedene Einflussfaktoren eine Rolle gespielt haben. Hierzu zählen sowohl 
die Erweiterungen der EU um neue Mitgliedstaaten als auch die Vertiefung der 
wirtschaftlichen Integration, namentlich die angestrebte Vollendung des eu-
ropäischen Binnenmarktes und die Wirtschafts- und Währungsunion. Daneben 
können auch politökonomische Zusammenhänge und Erklärungsansätze aus 
der Theorie der Bürokratie herangezogen werden.

Der Beginn der eigentlichen Kohäsionspolitik wird im Allgemeinen auf die 
zweite Hälfte der 1980er Jahre datiert (Becker, 2014, 63 ff.; Brunazzo, 2016, 17; 
Dörr, 2016, 195 ff.). Mit dem Ziel der Binnenmarktvollendung wurde damals 
die Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts über die Einheit-
liche Europäische Akte in den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) aufgenommen. Damit erhielt die Gemeinschaft 
zum ersten Mal eine ausdrückliche strukturpolitische Kompetenz (Heinemann 
et al., 2010, 50).

Zwar war bereits mit dem EWG-Vertrag von 1957 der Europäische Sozialfonds 
gegründet worden. Von einer eigenständigen Kohäsionspolitik kann in diesem 
Zusammenhang aber nicht gesprochen werden. Die finanziellen Mittel für 
diese Politik waren nämlich noch eher unbedeutend, wenn man den EU-Haus-
halt als Vergleichsmaßstab heranzieht. Im Zahlenwerk der Kommission werden 
erstmals im Jahr 1968 Ausgaben des ESF ausgewiesen: in Höhe von 24,5 Mil-
lionen Europäischen Rechnungseinheiten (ERE) bei einem Gesamtvolumen 
von 1,5 Milliarden ERE (Europäische Kommission, 2008, 78). Der EFRE startete 
1975 mit Ausgaben in Höhe von 150 Millionen ERE bei einem Gesamtvolumen 
von 6,1 Milliarden ERE (Europäische Kommission, 2008, 78).

Der Einrichtung des EFRE war eine Reaktion auf den Beitritt Dänemarks, Irlands 
und des Vereinigten Königreichs im Jahr 1973. Dadurch vergrößerten sich die 

3
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regionalen Disparitäten in der damaligen EWG infolge der strukturschwachen 
Regionen in Irland und im Nordwesten Englands (Becker, 2014, 65). Die mit 
dem EFRE beginnende Regionalpolitik wird auch als finanzielles Instrument 
interpretiert, das Vereinigte Königreich in der EU zu halten (Heinemann et al., 
2010, 48; Axt, 2000a). Die Verhandlungen waren nicht einfach, besonders 
Deutschland lehnte einen großen Fonds ab (Brunazzo, 2016, 19).

Auch spätere Erweiterungen wirkten sich auf die Kohäsionspolitik aus. Durch 
die sogenannte Süderweiterung – den Beitritt Griechenlands im Jahr 1981 
sowie Portugals und Spaniens im Jahr 1986 – vergrößerte sich das regionale 
Gefälle in der erweiterten Union deutlich. Im Vorfeld der Erweiterung um Por-
tugal und Spanien wurden – vor allem auf Druck Griechenlands, das neue 
Wettbewerber für seine Agrarprodukte fürchtete – die sogenannten Integrier-
ten Mittelmeerprogramme geschaffen. Mit diesen wurden das gesamte Staats-
gebiet von Griechenland sowie Teile Frankreichs und Italiens finanziell geför-
dert (Brunazzo, 2016, 20).

Sogar der Beitritt von Finnland, Österreich und Schweden im Jahr 1995 hatte 
kohäsionspolitische Konsequenzen: In der Förderperiode 1994 bis 1999 wurde 
ein neuer Regionstyp geschaffen, von dem nur Finnland und Schweden profi-
tierten (Heinemann et al., 2010, 53). Regionen, die unter erschwerten klimati-
schen Bedingungen überwiegend landwirtschaftlich genutzt wurden, mit acht 
oder weniger Einwohnern je Quadratkilometer, wurden förderfähig.

Im Zusammenhang mit der im Weißbuch von 1985 angekündigten Vollendung 
des europäischen Binnenmarktes bis zum 31. Dezember 1992 wurde nicht nur 
die Kohäsionspolitik vertraglich verankert. Mit dem vom Europäischen Rat 1988 
beschlossenen Delors-Paket I und der Verabschiedung des MFR wurden die 
Mittel (Verpflichtungsermächtigungen) für die drei Strukturfonds (EFRE, ESF und 
Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung – EAGFL-A) von 7,2 Milliarden ECU im Jahr 1987 auf 14,5 Milliarden 
ECU bis zum Jahr 1993 verdoppelt (Heinemann et al., 2010, 50; Becker, 2014, 
68). Ursächlich war hier die Forderung der ärmeren Mitgliedstaaten nach finan-
zieller Unterstützung, da sie fürchteten, dem sich im Zuge der Binnenmarktvoll-
endung verschärfenden Wettbewerb nicht standhalten zu können oder sich 
zumindest keinen Vorteil davon versprachen (Freise/Garbert, 2013, 36).
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Das Delors-Paket II aus dem Jahr 1992 brachte dann im Jahr 1999 eine weite-
re Aufstockung der finanziellen Ausstattung der Strukturfonds auf 27,4 Milliar-
den ECU für das Jahr 1999 (Europäischer Rat, 1992, 30; Becker, 2014, 127; 
Abbildung 1). Gegenüber dem Jahr 1993 sah der neue Finanzrahmen damit 
ein Plus von mehr als 38 Prozent vor – als sogenannte Mittel für Verpflichtungen 
in Preisen von 1992. Der Europäische Rat beschloss außerdem die Einrichtung 
eines Kohäsionsfonds, der in Ländern mit einem Pro-Kopf-Bruttosozialprodukt3 
von weniger als 90 Prozent des Durchschnitts der Gemeinschaft Investitionen 
in die Umwelt und in die Verkehrsinfrastruktur fördern sollte. Für 1993 war eine 
Mittelausstattung in Höhe von 1,5 Milliarden Euro vorgesehen, die bis 1999 auf 
2,6 Milliarden Euro ansteigen sollte. Begünstigte Länder waren neben Irland 
die drei südlichen Mitgliedstaaten Griechenland, Portugal und Spanien. Der 
Kohäsionsfonds ist vor dem Hintergrund der im Vertrag von Maastricht 1992 
vereinbarten Schaffung einer Wirtschafts- und Währungsunion zu sehen. Spa-
nien soll ohne diesen Fonds nicht bereit gewesen sein, der Wirtschafts- und 

Mittel für die EU-Kohäsionspolitik nach Förderperioden
in Milliarden ECU/Euro, unterschiedliche Preisbasen 

Daten: http://link.iwkoeln.de/372969
Eigene Zusammenstellung auf Basis der jeweiligen Beschlüsse des Europäischen Rates 

Abbildung 1

Förderperiode insgesamt (linke Achse)
Jährlicher Durchschnitt der Förderperiode (rechte Achse)
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Währungsunion zuzustimmen (Gitzoller, 1997, 33; Axt, 2000b, 37). Hier kann 
argumentiert werden, dass durch den Wegfall des Wechselkursmechanismus 
Probleme für die internationale Wettbewerbsfähigkeit eines Landes entstehen, 
wenn Arbeits- und Produktmärkte nicht flexibel genug sind (Axt, 2000a, 41). 
Die Befürworter dieser Argumentation forderten dann als Ersatz finanzielle 
Hilfen.

Die Gesamtausstattung der Kohäsionspolitik lag damit 1999 bei 30 Milliarden 
ECU (Mittel für Verpflichtungen, in Preisen von 1992) – ein Anteil von gut  
35 Prozent des gesamten Finanzrahmens. Ursprünglich war beabsichtigt, den 
Kohäsionsfonds mit der Einführung des Euro auslaufen zu lassen (Heinemann 
et al., 2010, 53). Dies ist aber nicht geschehen. Die Errichtung des Kohäsions-
fonds konnte als Hilfe zur Vorbereitung der Kohäsionsländer, das waren Grie-
chenland, Irland, Portugal und Spanien, auf die dritte Stufe der Währungs union 
gesehen werden, also auf die Einführung des Euro.

In die Förderperiode 2000 bis 2006 fiel die Erweiterung der EU um acht mittel- 
und osteuropäische Länder, durch die die Bevölkerungszahl in der EU um  

Ausgaben für die EU-Kohäsionspolitik 
Nominal

Daten: http://link.iwkoeln.de/372970
Quellen: Europäische Kommission, 2008; 2016a; eigene Berechnungen 

Abbildung 2

in Prozent der EU-Gesamtausgaben (rechte Achse)
Ausgaben für die Regional- und Strukturpolitik, in Milliarden ERE/ECU/Euro (linke Achse)
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20 Prozent, das BIP aber nur um 5 Prozent zunahm (Europäische Kommission, 
2014a, 179). Die EU reagierte mit einer Erhöhung des ursprünglichen Finanz-
rahmens, begrenzte aber gleichzeitig die kohäsionspolitischen Ausgaben für 
die neuen Mitgliedstaaten, indem sie eine Obergrenze von 4 Prozent des je-
weiligen BIP – die sogenannte Absorptionsgrenze – einführte (Becker, 2014, 
71, 166).

Die tatsächlichen Ausgaben für die Kohäsionspolitik sind in Abbildung 2 dar-
gestellt. Besonders auffällig ist der Ausgabensprung im Jahr 1992. Da die Mit-
tel für Verpflichtungen gerade bei mehrjährigen Programmen erst nach dem 
Jahr der Mittelzusage zu Auszahlungen führen, dürfte hier noch das Delors- 
Paket I von 1988 wirksam gewesen sein.

Abbildung 3 zeigt die Ausgaben für die Kohäsionspolitik der EU in den Mitglied-
staaten in Prozent des jeweiligen Bruttonationaleinkommens (BNE).4 Vergli-
chen werden die Zeiträume 2000 bis 2006 und 2007 bis 2013. Die Gegenüber-
stellung verdeutlicht die Auswirkung der Osterweiterung der EU in den Jahren 
2004 und 2007. Die fünf Staaten, die gemessen am BNE am meisten von den 
Kohäsionsausgaben profitierten, stammen alle aus dem Kreis der Länder, die 
der EU 2004 beigetreten sind. An erster Stelle rangieren die baltischen Länder, 
in denen die EU-Ausgaben für die Kohäsionspolitik mehr als 3 Prozent des BNE 
ausmachten, gefolgt von Ungarn und Polen. Auf dem sechsten Platz lag mit 
Portugal ein Mitgliedstaat aus Westeuropa. Gemessen an ihrem BNE konnten 
sowohl Portugal als auch Griechenland (Platz acht) in der Förderperiode 2007 
bis 2013 ihre Rückflüsse aus dem EU-Haushalt für die Kohäsionspolitik steigern. 
Verschlechtert hat sich dagegen Spanien, das inzwischen nicht mehr zu dem 
Kreis der Länder gehört, die aus dem Kohäsionsfonds gefördert werden. Für 
die meisten EU-15-Mitglieder haben die Zahlungen aus dem EU-Haushalt für 
Kohäsionszwecke nur eine geringe gesamtwirtschaftliche Bedeutung. In elf 
Ländern lag der Anteil am BNE in der Förderperiode 2007 bis 2013 bei  
0,3 Prozent und darunter.

4 Die Beiträge der Mitgliedstaaten zum EU-Haushalt ergeben sich zu einem großen Teil aus der 
Höhe des jeweiligen BNE. Daher wird diese Größe auch als Vergleichsmaßstab für die Ausgaben 
im Rahmen der Kohäsionspolitik herangezogen.
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Auch in der Förderperiode 2007 bis 2013 ist es zu Zeitverzögerungen zwischen 
den Mittelbindungen und den Auszahlungen gekommen. Es galt die n+2-Regel: 
Die im Jahr n gebundenen Mittel mussten, wenn sie nicht verfallen sollten, 
spätestens zwei Jahre nach dem Jahr der Mittelbindung zu Zahlungen führen. 
Verlängert man daher die Betrachtungsperiode um die Jahre 2014 und 2015 
und bildet wiederum den Durchschnitt aus den Zahlungen im Verhältnis zum 
jeweiligen nationalen BNE, so ergeben sich zwar vereinzelte Abweichungen. 
Das Bild ändert sich jedoch nicht wesentlich.

Ausgaben für die EU-Kohäsionspolitik in den Mitgliedstaaten
in Prozent des jeweiligen BNE im Durchschnitt der Förderperioden

Daten: http://link.iwkoeln.de/372971
Quellen: Europäische Kommission, 2016a; eigene Berechnungen 

Abbildung 3
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Mit der finanziellen Ausweitung der Kohäsionspolitik gingen auch verschiede-
ne inhaltliche Änderungen einher: Nach der Gründung des EFRE Mitte der 
1970er Jahre wurden die Mittel den Mitgliedstaaten nach festen Quoten zuge-
teilt und direkt an die Empfängerländer gezahlt (Heinemann et al., 2010, 48). 
Anfang der 1980er Jahre konnte die Kommission dann zumindest für 5 Prozent 
der Mittel sogenannte Gemeinschaftsinitiativen durchsetzen. 1984 wurden die 
Länderquoten durch Margen mit Ober- und Untergrenzen ersetzt (Becker, 2014, 
67; Brunazzo, 2016, 20).

1988 wurden mit einer Reihe von neuen Strukturfondsverordnungen mehrere 
Grundsätze eingeführt, die zu einer grundlegenden Reform der Kohäsions-
politik führten (Heinemann et al., 2010, 50 ff.; Becker, 2014, 70 f.; Brunazzo, 
2016, 22):

■ Mit dem Grundsatz der Konzentration legte die Politik den Schwerpunkt auf 
die Förderung von Regionen mit dem größten Entwicklungsrückstand 
(Ziel-1-Regionen, vgl. Übersicht 1).

■ Die Förderung einzelner Projekte wurde durch die Programmförderung 
ersetzt, es kam zur Einführung mehrjähriger Förderprogramme.

■ Mit dem Grundsatz der Additionalität wurde festgeschrieben, dass die EU 
zusätzlich Mittel zur nationalen Strukturförderung vergibt und diese nicht 
als Ersatz anzusehen sind.

■ Schließlich sollen nach dem Grundsatz der Partnerschaft die strukturpoli-
tischen Operationen der EU durch eine enge Zusammenarbeit von Mitglied-
staaten, Kommission, regionalen und lokalen Behörden erfolgen.

Übersicht 1 zeigt die Veränderung bei der Formulierung der Ziele der Kohä-
sionspolitik über die verschiedenen Förderperioden hinweg. Die meisten  Ziele 
(sieben) hatte sich die Kohäsionspolitik in der Förderperiode 1994 bis 1999 
gesetzt. Danach erfolgte eine Reduzierung auf drei Ziele. Inwieweit damit eine 
inhaltliche Neuorientierung verbunden war, ist zumindest nicht offensichtlich. 
In der Literatur wird die Auffassung vertreten, dass die Reduzierung der Ziele 
keine Reform der Kohäsionspolitik bedeutete, sondern vielmehr eine neue 
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Ziele der EU-Kohäsionspolitik Übersicht 1
in den verschiedenen Förderperioden

1988–1993 1994–1999 2000–2006 2007–2013 2014–2020

Ziel 1: Entwick- 
lung und  
strukturelle 
Anpassung der 
Regionen mit 
Entwicklungs-
rückstand

Ziel 1: Entwick-
lung und 
strukturelle 
Anpassung der 
Regionen mit 
Entwicklungs-
rückstand

Ziel 1: Entwick-
lung und 
strukturelle 
Anpassung der 
Regionen mit 
Entwicklungs-
rückstand

Ziel: Konvergenz Ziel: Wachstum 
und Beschäfti-
gung

Ziel 2: Umstellung 
der Regionen mit 
rückläufiger 
industrieller 
Entwicklung

Ziel 2: Umstellung 
der Regionen mit 
rückläufiger 
industrieller 
Entwicklung

Ziel 2: Wirtschaft-
liche und soziale 
Umstellung von 
Gebieten mit 
Strukturproble-
men

Ziel: Regionale 
Wettbewerbs-
fähigkeit und 
Beschäftigung

Ziel: Europä-
ische territo  - 
riale Zusammen-
arbeit

Ziel 3: Bekämp-
fung der  
Langzeit-
arbeitslosigkeit

Ziel 3: Bekämp-
fung der 
Langzeit-
arbeitslosigkeit 
und Förderung 
der beruflichen 
Eingliederung

Ziel 3: Anpassung 
und Modernisie-
rung der 
Bildungs-, 
Ausbildungs- und 
Beschäftigungs-
politiken und 
-systeme 

Ziel: Europä-
ische territo-
riale Zusammen-
arbeit

Ziel 4: Eingliede-
rung Jugendlicher 
ins Erwerbsleben

Ziel 4: Anpassung 
an industrielle 
Wandlungs-
prozesse

Ziel 5a: Anpassung 
der Agrarstrukturen

Ziel 5a: Anpassung 
der Agrar- und 
Fischereistruk-
turen 

Ziel 5b: Entwick-
lung des ländlichen 
Raums

Ziel 5b: Entwick-
lung empfind-
licher ländlicher 
Problemgebiete

Ziel 6: Regionen 
mit extrem 
niedriger Bevöl- 
kerungsdichte

Eigene Darstellung auf Basis von Becker, 2014, 76
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Zielanordnung, sodass nach wie vor jedes (alte) Förderziel weiter unterstützt 
werden kann (Beek/Neal, 2004, 594). Nach Heinemann et al. (2010, 55) sind 
die Ziele 1, 2 und 3 der Förderperiode 2000 bis 2006 lediglich eine Zusammen-
fassung der Ziele 1 und 6 (1), 2 und 5b (2) sowie 3 und 4 (3). In der aktuellen 
Förderperiode verfolgt die Kohäsionspolitik nur noch zwei Ziele: die Förderung 
von Investitionen in Wachstum und Beschäftigung sowie Europäische territo-
riale Zusammenarbeit.

Mit der Förderperiode 2000 bis 2006 wurde die strukturpolitische Förderung 
des ländlichen Raums von der Kohäsionspolitik auf die Landwirtschaftspolitik 
übertragen (Becker, 2014, 142). Eine wichtige Änderung setzte mit der Förder-
periode 2007 bis 2013 ein. Die Kohäsionspolitik wurde an den Zielen der Lis-
sabon-Strategie für mehr Wachstum und Beschäftigung ausgerichtet (soge-
nannte Lissabonisierung; Becker, 2014, 71). Nach dieser Strategie sollte die EU 
bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensba-
sierten Wirtschaftsraum der Welt werden. Außerdem wurden alle Regionen in 
der EU im Grundsatz als förderfähig anerkannt, wenn auch nach Bedürftigkeit 
und Entwicklungsstand gestaffelt (Becker, 2014, 79). Die Instrumentalisierung 
der Kohäsionspolitik für andere Zwecke wurde in der aktuellen Förderperiode 
fortgesetzt, indem nun die Orientierung an der Europa-2020-Strategie erfolgt.

Diese Instrumentalisierung der Kohäsionspolitik der EU kann kritisch gesehen 
werden. So bestehe die Gefahr eines „Policy Overload“ (Bachtler/Polverari, 
2017, 25), vor allem eine Verwässerung des im EUV und im AEUV verankerten 
Kohäsionsgedankens. Es bestehe die Gefahr, dass die Kohäsionspolitik mit 
zahllosen und sich widersprechenden Zielen überladen, die vertragliche Fo-
kussierung auf die Kohäsion verwässert wird und der Raumaspekt in der Ge-
staltung und Durchführung der Programme an Bedeutung verliert. Die zuneh-
mende Vorgabe von immer mehr regulatorischen Erfordernissen widerspricht 
dem Prinzip der Subsidiarität und schwächt die Fähigkeit der Länder und 
Regionen, die Entwicklungsbedürfnisse und Herausforderungen gemäß den 
nationalen und regionalen Eigenheiten zu adressieren (Bachtler/Polverari, 
2017, 25). Es erscheint zweifelhaft, dass die vielfältigen Vorschriften und Auf-
lagen nur dem Ziel dienen, für eine effektive Verwendung der Mittel zu sorgen.
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Kohäsion und Wirksamkeit der  
EU-Kohäsionspolitik

Entwicklung der Kohäsion
Blickt man nur auf die EU-15-Länder, so ist im langfristigen Vergleich (1950 bis 
2012) ein Konvergenzprozess festzustellen. Länder mit einem niedrigeren Aus-
gangsniveau des BIP je Einwohner sind schneller gewachsen als Länder, deren 
Ausgangsniveau beim BIP je Einwohner höher lag – die sogenannte Beta-Kon-
vergenz (Goecke, 2013). Das entspricht der neoklassischen Konvergenzhypo-
these, die auf dem Gesetz abnehmender Grenzerträge des eingesetzten Kapi-
tals basiert. Der feststellbare Konvergenzprozess ist aber zu einem Ende ge-
kommen. Vor allem infolge der Wirtschaftskrise, die im Jahr 2008 einsetzte, 
kehrte sich die Konvergenzentwicklung in eine Divergenzentwicklung um 
(Goecke, 2013).

Da die EU aber explizit zum Ziel hat, auf regionaler Ebene für Konvergenz zu 
sorgen, ist der Blick auf die regionale Entwicklung besonders interessant. Mit 
einem einfachen Streuungsmaß, dem Variationskoeffizienten als Quotient aus 
Standardabweichung und Mittelwert, lässt sich klären, ob für die 276 Regionen, 
die auf der NUTS-2-Ebene abgegrenzt werden, eine Konvergenz oder Divergenz 
beim Pro-Kopf-Einkommen festzustellen ist. Abbildung 4 zeigt die Entwicklung 
seit dem Jahr 2000, dem frühesten Jahr, für das Eurostat diese Daten ausweist. 
Hier ergibt sich ein ähnliches Bild, wie es für die nationale Ebene beschrieben 
worden ist. Bis Mitte der 2000er Jahre sind die Regionen in der EU-28 insgesamt, 
gemessen an der Streuung des BIP je Einwohner, konvergiert. Danach hat sich 
die Entwicklung umgekehrt. Im Jahr 2013 lag der Variationskoeffizient für die 
NUTS-2-Regionen in der EU-28 wieder auf dem Niveau des Jahres 2000.

Auch eine Analyse auf der NUTS-3-Ebene – rund 1.300 Regionen – im Zeitraum 
2000 bis 2011 zeigt, wie sich der anfängliche Konvergenzprozess gemessen am 
Variationskoeffizienten des BIP je Einwohner nach 2009 umkehrte (Goecke/
Hüther, 2016). Zumindest für die letzten knapp zehn Jahre ist die EU als Ganzes 
ihrem Konvergenzziel damit nicht näher gekommen. Dies bestätigt die These 
von Axt (2000a, 36), dass sich regionale Unterschiede lediglich in Wachstums-
phasen ausgeglichen, in Stagnationsphasen dagegen noch verstärkt haben. 

4
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Regionale Streuung des Pro-Kopf-Einkommens in der EU  
gemessen am Variationskoe�izienten für die NUTS-2-Regionen

Daten: http://link.iwkoeln.de/372972
Quellen: Eurostat, 2017; eigene Berechnungen 

Abbildung 4
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Daraus nun zu schließen, dass die Kohäsionspolitik und die mit ihr verbunde-
nen finanziellen Mittel völlig wirkungslos geblieben wären, ist allerdings vor-
eilig. Denn es ist nicht auszuschließen, dass es ohne die Kohäsionspolitik sogar 
zu einer noch stärker auseinanderdriftenden Entwicklung gekommen wäre.

Als einen Grund dafür, dass der Konvergenzprozess in der Krise zu einem Still-
stand gekommen ist, nennt Bachtrögler (2016, 8 f.) die Schwierigkeit für Poli-
tiker, in Zeiten angespannter öffentlicher Haushalte Ausgaben für längerfris-
tige Projekte aufrechtzuerhalten. Die Autorin zeigt anhand eines Vergleichs 
der Programmperioden 2000 bis 2006 und 2007 bis 2013, dass im letztgenann-
ten Zeitraum der Anteil der ausgezahlten an den gebundenen Mitteln deutlich 
zurückging (Bachtrögler, 2016, 5 f.). Die Empfängerregionen waren in diesem 
Zeitraum offensichtlich weniger in der Lage, die ihnen zugesagten Mittel zu 
absorbieren. Anscheinend mangelte es an der nationalen Kofinanzierung.

Spaltet man die EU rechnerisch in die EU-15-Länder und die Staaten auf, die 
2004 und später beigetreten sind (EU-13), zeigt sich das folgende Bild (vgl. 
Abbildung 4): In den EU-13-Ländern ist es über die gesamte Betrachtungspe-
riode von 16 Jahren zu einer konvergenten Entwicklung gekommen, während 
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im selben Zeitraum die Regionen in den EU-15-Ländern gemessen an der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sich auseinanderentwickelt haben.

Zur Wirksamkeit der Kohäsionspolitik
Es ist umstritten, welche Wirkungen von der Kohäsionspolitik der EU auf wirt-
schaftliche Indikatoren wie Wachstum und Beschäftigung ausgehen und ob 
sie der Konvergenz förderlich ist. Empirische Untersuchungen kommen hier 
zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen. Mit den Worten eines Autorenteams: 
„One of the major challenges for EU Cohesion Policy is that, after 25 years of 
implementing the policy, the evidence for its effectiveness is so inconclusive“ 
(Bachtler et al., 2017, 11).

Die Europäische Kommission weist auf die gesamtwirtschaftlichen Vorteile der 
Kohäsionspolitik hin. Aus den Ergebnissen makroökonomischer Modelle gehe 
hervor, dass jeder im Zeitraum 2007 bis 2013 in der Kohäsionspolitik investier-
te Euro bis 2023 einen BIP-Zuwachs von 2,7 Euro zur Folge habe. Daraus schließt 
die Kommission, dass die tatsächlich gezahlten Kohäsionsmittel, die in jener 
Periode 346,5 Milliarden Euro betragen haben, ein Mehr beim BIP von nahezu 
1 Billiarde Euro erzeugen werden (Europäische Kommission, 2016a, 26). Of-
fensichtlich wird hier ein gleichmäßig wirkender Hebel unterstellt. Andererseits 
räumt sie für die Förderperiode 2007 bis 2013 ein, dass es sich beim Europä-
ischen Sozialfonds schwierig gestaltete, „einen statistisch signifikanten Zu-
sammenhang zwischen Änderungen in der Beschäftigungsquote, Bildungsin-
dikatoren und dem Anteil der Investitionen aus dem Europäischen Sozialfonds 
herzustellen“ (Europäische Kommission, 2017, 44). Es bleibt in Anbetracht 
dieser Aussagen fraglich, inwieweit von den gesamtwirtschaftlichen Effekten 
– selbst wenn sie tatsächlich eintreten – ein Beitrag zur Konvergenz der Re-
gionen in der EU ausgeht. Ein gleichmäßig wirkender Hebel bewirkt keine 
konvergente Entwicklung.

Ein weniger optimistisches Bild ergibt sich, wenn man unabhängige wissen-
schaftliche Untersuchungen heranzieht. Recht kritisch äußert sich beispiels-
weise der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (SVR, 2016, 170) mit Verweis auf Breidenbach et al. (2016), Becker 
et al. (2012) sowie Mohl/Hagen (2010). So könne empirisch ein abnehmender 
Grenzertrag der Ausgaben für die Strukturpolitik festgestellt werden; es sei 



25

nicht klar, ob sich die Ausgaben positiv auf Wachstum und Konvergenz der 
Empfängerregionen auswirkten und ob von ihnen nicht negative Effekte auf 
die umliegenden Regionen ausgehen könnten, beispielsweise, weil öffentliche 
Förderung zu einer räumlichen Umlenkung von Investitionen führt. Kritisch 
sieht der SVR auch, dass zugleich wirtschaftlich schwächere und stärkere Re-
gionen gefördert würden. Bachtrögler (2016, 25) findet ebenfalls sinkende 
Grenzerträge von Kohäsionsausgaben heraus.

Dörr (2017, 122 ff.) wertet in einer Übersicht 16 Studien5 aus. Er kommt zu dem 
Ergebnis, dass es keine eindeutigen Beweise für eine positive Gesamtauswir-
kung der Kohäsionspolitik gebe und die Ergebnisse der Untersuchungen sehr 
gemischt seien. Der Autor führt dies auf unterschiedliche theoretische Ansät-
ze, Untersuchungszeiträume, Länderauswahlen und Analysebereiche zurück. 
Überdies erschwerten die vielen Variablen und Interdependenzen der verschie-
denen wirtschaftlichen und politischen Ebenen eine klare Isolierung der Ef-
fekte und der Analyse der Wirkungsrichtungen. Hinzu kommt seiner Ansicht 
nach die heterogene Verfügbarkeit valider Datensätze (Dörr, 2017, 125).

Pieńkowski/Berkowitz (2017) gelangen nach der Auswertung von 23 ökono-
metrischen Studien, die zwischen 2001 und 2015 erschienen sind, zu der fol-
genden Schlussfolgerung: Die Mehrheit der Studien fand einen positiven, wenn 
auch üblicherweise geringen Einfluss der Strukturfonds auf das regionale 
Wachstum heraus, speziell in weniger entwickelten Regionen. Eine kleine An-
zahl von Studien sah keinen signifikanten Einfluss auf das regionale Wachstum 
oder sogar einen negativen Effekt (Pieńkowski/Berkowitz, 2017, 62). Zu einer 
sehr ähnlichen Einschätzung kommt auch Bachtrögler (2016, 4).

Auch die Schlussfolgerungen, die die Autoren der 23 untersuchten Studien für 
die Kohäsionspolitik zögen, seien sehr unterschiedlich. Verschiedene Studien 
halten die Kohäsionspolitik für wirksam und empfehlen, die Förderung der am 
wenigsten entwickelten Regionen fortzusetzen. Anderen Studien zufolge ist es 
wirksamer, die Förderung räumlich auf die dynamischsten Regionen zu kon-
zentrieren, während wiederum andere für eine stärker ausgeglichene regio nale 
Aufteilung plädieren (Pieńkowski/Berkowitz, 2017, 62 ff.).

5 Für einen Überblick über ältere Studien vgl. Busch (2004, 38 ff.).
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Eine jüngere Studie, die sich mit den Wirkungen der Strukturfonds (ohne Kohä-
sionsfonds) in Polen und Ungarn in der Förderperiode 2007 bis 2013 befasst, 
kommt zu dem Ergebnis, dass eher die wohlhabenderen Regionen oder Ort-
schaften von den Zahlungen profitiert haben (Medve-Bálint, 2017). Damit hät-
ten die EU-Mittel intraregionale Disparitäten verschärft und das Gefälle zwi-
schen den Regionen nicht vermindert (Medve-Bálint, 2017, 235).

Der Autor liegt damit auf einer Linie mit Bloom/Petrova (2013), die sich mit 
Bulgarien und Lettland befassen und zu dem Schluss kommen, dass wohlha-
bendere Ortschaften pro Kopf gerechnet höhere Zuschüsse erhielten. Auch 
politische Einflüsse spielten bei der Mittelverteilung eine Rolle. Die Autoren 
sprechen von einer Klientel-Politik („‚Pork-barrel‘ Politics“), das heißt, politi-
sche Loyalitäten gegenüber der Zentralregierung wirkten sich günstig auf die 
Mittelverteilung aus. Sie interpretieren diese Ergebnisse als spezifisch für die 
neuen EU-Mitgliedstaaten und weisen als Erklärung darauf hin, dass sich in 
den ärmeren Ländern Mittel- und Osteuropas die meisten, wenn nicht alle 
Regionen für den Zielwert eines BIP je Einwohner von weniger als 75 Prozent 
des EU-Durchschnitts qualifizieren. Darum sei es für die Regierungen einfacher, 
Hilfen in jene Regionen zu leiten, von denen sie sich politische Unterstützung 
versprechen, statt auf die größte wirtschaftliche Bedürftigkeit zu setzen (Bloom/
Petrova, 2013, 1599). Hinzu komme, dass die meisten EU-13-Länder zentral-
staatlich organisiert sind und die daraus resultierende geringe fiskalische Au-
tonomie es den regionalen und lokalen Einheiten erschwere, für die nationa-
le Kofinanzierung der Strukturpolitik zu sorgen. Auf diese Weise werde das 
EU-Ziel der Kohäsion auf nationaler Ebene konterkariert. Auch für Ungarn wird 
berichtet, dass in der Förderperiode 2007 bis 2013 überwiegend Mittelungarn 
und Budapest gefördert wurden. Ärmere Regionen wurden dagegen weniger 
unterstützt. Dies könne dazu führen, dass die Entwicklungsunterschiede zwi-
schen den ungarischen Regionen noch vergrößert würden (Domonkos, 2013).

Verschiedene Studien betonen allerdings die wichtige Rolle von funktionsfä-
higen Institutionen. Die Arbeit von Ederveen et al. (2006) beispielsweise kommt 
zu dem Schluss, dass der richtige institutionelle Rahmen, vor allem eine funk-
tionierende Verwaltung, wichtig für die Wirkung der Kohäsionspolitik ist. Letz-
tere hat positive Wirkungen, wenn funktionierende Institutionen vorhanden 
sind (Ederveen et al., 2006; Baltina/Muravska, 2017; Dörr, 2017, 125 f.; Ponta-
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rolla, 2017, mit weiteren Nachweisen). Hier scheint die EU-Kohäsionspolitik 
auf dem richtigen Weg zu sein, wenn sie die Einhaltung von Ex-ante-Kondi-
tionalitäten zur Bedingung für die Auszahlung von Kohäsionsmitteln macht. 
Ex-ante-Konditionalitäten „sollen dafür sorgen, dass angemessene rechtliche 
und politische Rahmenbedingungen vorhanden sind und geeignete Verwal-
tungskapazitäten zur Verfügung stehen“ (Europäische Kommission, 2017, 37).

Als Zwischenfazit kann festgehalten werden, dass die empirische Evidenz zu 
den Wirkungen der EU-Kohäsionspolitik unklar ist, effiziente Verwaltungsstruk-
turen einen wirksamen Einsatz aber begünstigen.

Makroökonomische Konditionalität 
und Wirtschaftspolitik

Konditionalitäten
Prinzipiell lassen sich zwei Formen der Verknüpfung von wirtschaftspolitischer 
Steuerung und Kohäsionspolitik unterscheiden. Zum einen können negative 
Sanktionen, also die Kürzung von Mittelbindungen und Zahlungen, für den Fall 
vorgesehen werden, dass Vorschriften oder Empfehlungen der wirtschafts- 
politischen Steuerung nicht eingehalten oder Ziele nicht erreicht werden. Zum 
anderen können positive Sanktionen in Form von zusätzlichen Mitteln oder 
niedrigeren nationalen Kofinanzierungssätzen in Betracht gezogen werden, 
wenn bestimmte Ziele erreicht oder Vorschriften eingehalten werden:

■ Negative Konditionalität in der Kohäsionspolitik wurde in der EU bereits 
mit dem 1993 errichteten Kohäsionsfonds eingeführt. Sie hat aber bislang 
anscheinend nur im Fall von Ungarn im Jahr 2012 eine Rolle gespielt, als 
die Aussetzung der Unterstützung aus dem Kohäsionsfonds aus fiskalischen 
Gründen beschlossen wurde. Nachdem Ungarn Maßnahmen zur Senkung 
seines Haushaltsdefizits ergriffen hatte, wurde der Beschluss zurückgenom-
men (Begg et al., 2014, 46). Im Jahr 2013 wurde die Konditionalität auf EFRE, 
ESF, ELER und EMFF ausgedehnt. Damit besteht bereits eine Verknüpfung 
der Förderung durch die Strukturfonds mit der wirtschaftspolitischen Steu-
erung in Form der makroökonomischen Konditionalität mit Blick auf den 
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Stabilitäts- und Wachstumspakt und die makroökonomische Überwachung. 
Die Kommission kann nach Art. 23 Abs. 1 der VO 1303/2013 (EP, 2013a) einen 
Mitgliedstaat unter besonderen Bedingungen zur Überarbeitung seiner 
Partnerschaftsvereinbarung und der jeweiligen Programme auffordern. In 
der Partnerschaftsvereinbarung sind Strategie, Prioritäten und Vorkehrun-
gen eines Mitgliedstaates für die effiziente und wirksame Nutzung der Fonds 
beschrieben. Eine Aufforderung kann unter anderem erfolgen, um die Durch-
führung länderspezifischer Empfehlungen oder Maßnahmen zur Korrektur 
makro ökonomischer Ungleichgewichte zu unterstützen. Sofern der betref-
fende Mitgliedstaat keine entsprechenden Maßnahmen ergreift, kann die 
Kommission Sanktionen vorschlagen.

 Außerdem ist die Kommission nach Abs. 9 in bestimmten Fällen gehalten, 
dem Rat vorzuschlagen, Mittelbindungen oder Zahlungen für die Program-
me eines Mitgliedstaates teilweise oder vollständig auszusetzen. Dazu ge-
hören unterbliebene Maßnahmen im Rahmen des Verfahrens bei einem 
übermäßigen Defizit und in einer fortgeschrittenen Stufe im Rahmen des 
Verfahrens zum Abbau makroökonomischer Ungleichgewichte.

■ Eine bereits heute mögliche positive Konditionalität, die an die Erreichung 
von Zielen im Rahmen der Förderprogramme gebunden ist, existiert in Form 
der leistungsgebundenen Reserve in Höhe von 6 Prozent für jeden Mitglied-
staat beim Ziel Investitionen und Beschäftigung (EP, 2013a, Art. 20 ff.). Im 
Jahr 2019 wird die Kommission in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
überprüfen, inwieweit diese Etappenziele erreicht wurden. Schon heute ist 
außerdem die Möglichkeit gegeben, dass Mitgliedstaaten mit vorüberge-
henden Haushaltsschwierigkeiten Zahlungen erhalten, die um 10 Prozent-
punkte über den jeweils geltenden Kofinanzierungssätzen liegen (Art. 24); 
unter anderem für Mitgliedstaaten, die ein makroökonomisches Anpas-
sungsprogramm umsetzen, also Finanzhilfen vom Europäischen Stabilitäts-
mechanismus (ESM), Internationalen Währungsfonds (IWF) oder von ande-
ren Mitgliedstaaten bekommen. Bereits 2011 waren für Griechenland die 
EU-Kofinanzierungssätze erhöht worden (Euractiv, 2011).

 Eine finanzielle Belohnung in der Kohäsionspolitik für ein „Wohlverhalten“ 
bei der wirtschaftspolitischen Steuerung, beispielsweise in Form von höhe-
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ren Kofinanzierungssätzen durch die EU, erinnert an den von Deutschland 
unterstützten Vorschlag für Vertragspartnerschaften mit der Europäischen 
Kommission (Euractiv, 2013). Bei dieser Partnerschaft soll ein Mitgliedstaat 
als Gegenleistung für Wirtschaftsreformen finanzielle Vorteile erhalten. Bis-
her ist jedoch nicht klar, ob es sich um Zuschüsse oder Darlehen handelt. 
Wenn finanzielle Vorteile in Form von Zuwendungen erfolgen, stellt sich die 
Frage, warum ein Mitgliedstaat für Reformen finanziell belohnt werden 
sollte und sie nicht aus eigenem Interesse durchführt.

Bewertung
Eine stärkere Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen ist wünschens-
wert. Die Verknüpfung mit den Strukturfondsmitteln könnte hier durchaus die 
Anreize verbessern und damit die wirtschaftspolitische Steuerung wirksamer 
machen. Mit ähnlicher Begründung wird die makroökonomische Konditiona-
lität auch als ein zusätzlicher Hebel betrachtet, mit dem die EU die Mitglied-
staaten dazu bewegen will, ihren Verpflichtungen im Rahmen des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts sowie der wirtschaftspolitischen Koordinierung (makro-
ökonomische Überwachung) nachzukommen.

Das Für und Wider negativer Sanktionen in der Kohäsionspolitik wurde bereits 
vor einigen Jahren intensiv diskutiert, als die Europäische Kommission die 
makroökonomische Konditionalität in einen Legislativvorschlag aufnahm, der 
den MFR 2014 bis 2020 begleitet. Kritik kam nicht nur vom Europäischen Par-
lament (EP, 2013b), vom Ausschuss der Regionen (AdR, 2012) und vom Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA, 2012). Auch in der Kommis-
sion bestand darüber keine Einigkeit. Dem Vernehmen nach soll innerhalb der 
Kommission die Generaldirektion Regionalpolitik sich dagegen ausgesprochen 
haben (EGMONT, 2012, 35). Selbst wenn die Kritik interessengeleitet gewesen 
sein sollte, sind die Argumente nicht von der Hand zu weisen.

Befürworter einer Verknüpfung argumentieren, dass öffentliche Investitionen 
in einem gesunden gesamtwirtschaftlichen Umfeld zu besseren wirtschaftli-
chen Ergebnissen führen (BMWi, 2015, 29). Ein fiskalisches oder makroökono-
misches Ungleichgewicht beeinträchtige die langfristigen Wachstumsperspek-
tiven eines Landes (EGMONT, 2012, 50). Die Europäische Kommission hat da-
rauf hingewiesen, dass die Fonds in manchen Fällen aufgrund eines ungesun-
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den makroökonomischen Rahmens nicht die erwarteten Ergebnisse erzielt 
haben (Europäische Kommission, 2011). Die Strukturfonds sollten nach Ansicht 
der Befürworter aus diesen Gründen die wirtschaftspolitische Steuerung in 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik begleiten.

Allerdings sind auch einige gewichtige kritische Argumente gegen eine Verknüp-
fung aufzuführen. So sind die länderspezifischen Empfehlungen oft recht all-
gemein gehalten. Es lassen sich daher kaum klare Schlussfolgerungen ziehen, 
ob sie eingehalten oder erreicht wurden. Die Ermessensspielräume sind groß 
und Streit ist absehbar. Wenn schon die eindeutigen numerischen Werte der 
Fiskalkriterien aus politischen Gründen Anlass zu Interpretationen geben, gilt 
das erst recht für qualitative Zielvorgaben. Zudem stellt sich die Frage der 
Zeitkonsistenz. Es ist zweifelhaft, ob negative Sanktionen auch verhängt werden. 
Die Erfahrungen mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt sprechen nicht dafür.

Bei den bisherigen länderspezifischen Empfehlungen gibt es nicht immer eine 
inhaltliche Verbindung zu der regional angelegten Strukturpolitik. Die länder-
spezifischen Empfehlungen für Deutschland 2016 beispielsweise umfassen 
unter anderem: mehr öffentliche Investitionen, besonders in Infrastruktur, 
Bildung, Forschung und Innovation; die Belebung des Wettbewerbs im Dienst-
leistungssektor, vor allem bei regulierten Berufen und Unternehmensdienst-
leistungen; den Abbau von Ineffizienzen im Steuersystem wie die Beseitigung 
negativer Arbeitsanreize für Zweitverdiener oder die Senkung der hohen  Steuer- 
und Abgabenlast für Geringverdienende; die Verbesserung von Anreizen für 
einen späteren Renteneintritt (Rat der EU, 2016, 22).

Die Strukturpolitik ist langfristig angelegt, sodass sich die Frage der Synchro-
nisierung mit den länderspezifischen Empfehlungen stellt. Die Strukturpolitik 
umfasst in der Regel eine Periode des MFR (derzeit sieben Jahre). Wegen der 
in der aktuellen Förderperiode geltenden n+3-Regel – Mittel müssen drei  Jahre 
nach dem Jahr der Mittelbindung zu Zahlungen führen, sonst verfallen sie – 
ergeben sich Zeiträume von bis zu zehn Jahren. Eine Anpassung an die jährli-
chen länderspezifischen Empfehlungen dürfte damit kaum zu verbinden sein.

Ein weiteres Argument (AdR, 2012; EWSA, 2012; EP, 2013b) gegen eine Verknüp-
fung der makroökonomischen Konditionalität mit der Vergabe von Struktur-
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fondsmitteln dürfte folgendes sein: Mitgliedstaaten, die in wirtschaftlichen 
oder finanziellen Schwierigkeiten sind, werden zusätzlich geschwächt, wenn 
Mittel aus den Fonds nicht ausgezahlt werden. Das gilt selbst dann, wenn die 
Zahlungen weitergehen, aber keine neuen Mittel für Verpflichtungen bereitge-
stellt werden. Gerade die ärmeren Regionen, die vorrangig mithilfe der Struk-
turpolitik gefördert werden sollen, wären besonders stark davon betroffen.

Regionen sollten nach Ansicht der Kritiker nicht für Fehler der Mitgliedstaaten 
büßen müssen. Es sollten ihnen nicht Gelder vorenthalten werden, die sie für 
den Haushaltsausgleich benötigen oder für Investitionen, die erforderlich sind, 
um den wirtschaftlichen und sozialen Rückstand zu verringern. Die Einstellung 
von Zahlungen schade dem Kohäsionsziel. Die regionale Integration werde 
gefährdet und es bestehe die Gefahr, dass Regionen nicht den Anschluss finden 
(Lock-in-Prozesse) (Begg et al., 2014, 75). Regionen dürften nicht dafür bestraft 
werden, dass die Zentralregierungen der Mitgliedstaaten nicht in der Lage sind, 
für solide öffentliche Finanzen zu sorgen und ihren Verpflichtungen im Rahmen 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts oder der wirtschaftspolitischen Koordi-
nierung nachzukommen. Konditionalität trage zu einer Vermischung der Ver-
antwortlichkeit zwischen der Zentralregierung und den Regionen bei. Kondi-
tionalität könne zudem der notwendigen Flexibilität strukturpolitischer Maß-
nahmen zuwiderlaufen.

Es wird darüber hinaus die Gefahr gesehen, dass gestrichene Mittel möglicher-
weise neu verteilt werden und dann höher entwickelten Regionen zugutekom-
men. Das widerspräche nicht nur dem Konvergenzziel. Es würde auch der mit 
der Kohäsionspolitik verbundenen und intendierten Umverteilung widerspre-
chen. Die Kohäsionspolitik und die finanzielle Ausstattung der Strukturfonds, 
die im Rahmen der Pakete Delors I und Delors II Ende der 1980er und Anfang 
der 1990er Jahre erheblich ausgeweitet wurden, waren zusammen mit der 
Schaffung des Kohäsionsfonds im Jahr 1993 der Preis für die Zustimmung der 
ärmeren EU-Staaten zur Binnenmarktvollendung und zur Europäischen Wäh-
rungsunion. Auch das ist ein Grund, der gegen eine Verknüpfung der Kohäsions-
politik mit der wirtschaftspolitischen Steuerung spricht.

An der Genese der Kohäsionspolitik zeigt sich, dass Forderungen nach makro-
ökonomischer Konditionalität mit verschiedenen Reformvorschlägen verbun-
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den waren, die gemacht wurden, weil die Förderung durch die Strukturfonds 
als zu bürokratisch erschien. Deshalb wurde vorgeschlagen, sie durch einen 
allgemeiner angelegten Finanzausgleich zwischen den Mitgliedstaaten zu er-
setzen. Weil bei einem Wegfall der Kontrollmöglichkeiten durch die Kommis-
sion und bei einer Lockerung oder einer völligen Aufgabe der mikroökonomi-
schen Verwendungsauflagen nicht mehr sichergestellt wäre, dass die Mittel 
zielgerecht verwendet würden, sollten die Finanztransfers an nationale makro-
ökonomische Kriterien gebunden werden (Schäfers, 1993, 190 ff.; Weise, 2002, 
168 ff.; Busch, 2004, 73). Im derzeitigen System werden zusätzlich zu den mi-
kroökonomischen Verwendungsauflagen makroökonomische Bedingungen 
gestellt, im Prinzip also zwei verschiedene Förderphilosophien vermengt.

Kritiker bemängeln zudem, dass über die Verknüpfung der Kohäsionspolitik 
mit anderen wirtschaftspolitischen Instrumenten die EU durch die Hintertür 
eine umfassende Wirtschaftspolitik betreibt, für die sie keine Kompetenz hat  
und die damit auch nicht demokratisch legitimiert ist (Dörr, 2016). Letztlich 
manifestiert sich hier ein Konflikt, der seine Ursache in der Konstruktion der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion hat: einerseits die Vergemein-
schaftung der Währungspolitik und andererseits das Verbleiben der Kompetenz 
für die Wirtschaftspolitik im Wesentlichen bei den Mitgliedstaaten. Sozusagen 
über Umwege versuchen die EU-Organe durch positive oder negative Sank-
tionen, Einfluss auf die Wirtschaftspolitik der Mitgliedsländer zu nehmen.

Insgesamt drängt sich der Eindruck auf, dass die aktuell praktizierte Kohäsions-
politik allmählich den regionalen Fokus verliert. Nimmt man die folgenden 
Aussagen der Europäischen Kommission, lässt sich ein regionaler Bezug der 
Kohäsionspolitik nur noch schwer feststellen: „Die Europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds […] sind mit ihrem Budget von 454 Milliarden Euro für den 
Zeitraum 2014–2020 das wichtigste investitionspolitische Instrument der Eu-
ropäischen Union“ (Europäische Kommission, 2015, 2). „Alle Investitionen aus 
den ESI-Fonds haben […] die Schaffung von Arbeitsplätzen, Wachstum und 
Investitionen in ganz Europa zum Ziel“ (Europäische Kommission, 2015, 3). 
Hier wird klar, dass sich die aktuelle Kohäsionspolitik vom Ziel einer Verringe-
rung regionaler Disparitäten gelöst hat. Deutlich wird dies auch, wenn die 
Kommission darauf hinweist, dass die nationalen Investitionsausgaben infol-
ge der großen Finanz- und Wirtschaftskrise gekürzt wurden und die Kohäsions-
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ausgaben ausgleichend gewirkt haben (Europäische Kommission, 2015, 5). 
Hier könnte das alte Argument gegen die Kohäsionspolitik der EU wiederbelebt 
werden, sie folge dem Gießkannenprinzip (Axt, 2000a, 41). Es geht dabei nicht 
darum, das Ziel der Wachstumsförderung generell infrage zu stellen. Proble-
matisch erscheint jedoch, die Kohäsionspolitik dafür zu instrumentalisieren.

EU-Kohäsionspolitik und EFSI

Auf Initiative des Präsidenten der EU-Kommission wurde 2014 eine Investi-
tionsoffensive auf den Weg gebracht, mit der Investitionen und Beschäftigung 
in der EU gestärkt werden sollten (Diermeier/Hüther, 2014; Europäische Kom-
mission, 2014c). Das Maßnahmenpaket besteht aus drei Säulen: dem Europä-
ischen Fonds für strategische Investitionen (EFSI), der Unterstützung von In-
vestitionen in der Realwirtschaft (European Investment Advisory Hub – EIAH) 
und der Schaffung investitionsfreundlicher Rahmenbedingungen. Mit diesem 
Maßnahmenpaket sollen in den Jahren von 2015 bis 2017 Investitionen von 
insgesamt 315 Milliarden Euro in Europa angestoßen werden. Die Europäische 
Kommission erwartet davon einen Beschäftigungseffekt zwischen einer Mil - 
lion und 1,3 Millionen neuen Arbeitsplätzen und eine Erhöhung des BIP um 
330 bis 410 Milliarden Euro innerhalb von drei Jahren (Europäische Kommis-
sion, 2014d).

Bei der Europäischen Investitionsbank (EIB) wurde dazu der EFSI errichtet. Er 
wurde mit einer Garantie zulasten des EU-Haushalts in Höhe von 16 Milliarden 
Euro ausgestattet, die durch Umschichtungen im EU-Haushalt aufgebracht 
wurden (BMF, 2015, 4). Das wurde im Ausschuss der Regionen (AdR), aber auch 
von der Konferenz der peripheren Meeresregionen (Margaras, 2017, 8) kritisiert, 
weil die 16 Milliarden Euro ursprünglich für die Connecting Europe Facility und 
für Horizont 2020 (EU-Rahmenprogramm für Forschung und Entwicklung) 
vorgesehen waren (AdR, 2015).

Weitere 5 Milliarden Euro werden von der EIB bereitgestellt. Durch die Risiko-
beteiligung des EFSI soll ein Anreiz für private Investoren geschaffen werden, 
sich ebenfalls an den Projekten zu beteiligen. Mit der Unterstützung des EFSI 
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sollen Investitionen unterstützt werden, die mit höheren Risiken verbunden 
sind, als sie die EIB normalerweise zu tragen bereit ist (Margaras, 2017, 4).

Ein wichtiges Ziel des EFSI ist die Additionalität. Der Fonds soll laut Begründung 
der Verordnung Zusätzlichkeit dadurch gewährleisten, dass er dazu beiträgt, 
Marktversagen oder suboptimale Investitionsbedingungen auszugleichen (EP, 
2015, 5; Erwägungsgrund 26). Die Erreichung dieses Ziels wird allerdings kritisch 
hinterfragt. Die meisten unabhängigen Experten gehen davon aus, dass der 
Fonds Investitionen mobilisiert, die auch ohne ihn getätigt worden wären 
(Rubio et al., 2016, 44).

Mit der begrenzten Staatsgarantie soll Unsicherheit aufseiten der Investoren 
vermindert werden. Der Multiplikator- oder Hebeleffekt des Fonds wird von 
der EU-Kommission auf der Grundlage früherer Erfahrungen der EIB und mit 
EU-Programmen auf 1 zu 15 geschätzt. Die Größe dieses Hebels ist umstritten 
(EWSA, 2015, 5; Gros, 2014).

Die Mitgliedstaaten können sich direkt oder über ihre Förderbanken beteiligen. 
Von der Gesamtsumme sollen rund 240 Milliarden Euro auf strategische Inves-
titionen entfallen, besonders für die Infrastruktur in den Bereichen Breitband- 
und Energienetze, Verkehr, Bildung, Forschung und Innovation sowie erneu-
erbare Energien und Energieeffizienz (Infrastruktur- und Innovationsfenster). 
75 Milliarden Euro sollen für kleine und mittlere (KMU) sowie für mittelgroße 
(„mid-cap“) Unternehmen eingesetzt werden (KMU-Fenster). Zu Letzteren zählt 
die EU-Kommission Unternehmen zwischen 250 und 3.000 Beschäftigten 
 (Europäische Kommission, 2014c).

Nach Angaben der EIB waren zum Stichtag 18. Juli 2017 EFSI-Finanzierungen 
in Höhe von 26,7 Milliarden Euro unterzeichnet und 43,6 Milliarden Euro ge-
nehmigt worden, womit Gesamtinvestitionen in Höhe von 225,3 Milliarden 
Euro erwartet werden (EIB, 2017). Bezogen auf das Investitionsziel von  
315 Milliarden Euro entspricht dies einer Quote von 71,5 Prozent.

Im September 2016 schlug die Kommission vor, den EFSI bis zum Ende des 
Jahres 2020 zu verlängern, die Garantie aus dem Haushalt der EU von 16 auf 
26 Milliarden Euro zu erhöhen und das EIB-Kapital von 5 Milliarden Euro auf 
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7,5 Milliarden aufzustocken. Bei dem unterstellten Hebel von 1 zu 15 ergibt 
sich daraus ein gesamtes Investitionsziel von 500 Milliarden Euro über den 
Zeitraum 2015 bis 2020 (Europäische Kommission, 2016b). Investitionen sollen 
dem Vorschlag zufolge auch im Bereich Landwirtschaft, Fischerei und Aqua-
kultur gefördert werden können (Margaras, 2017, 7). Dies wird unter dem Aspekt 
der Förderung strategischer Investitionen und alternativer Finanzierungsquel-
len durchaus kritisch gesehen (Becker, 2016, 11; ERH, 2016, 30). Der Bau von 
Autobahnen soll in den Mitgliedstaaten mit Ausnahme der Kohäsionsländer 
(aktuell 15 Länder, vgl. Fußnote 2 in Kapitel 2) nicht mehr förderfähig sein. 
Außerdem will die Kommission die Kombination von EFSI und ESIF vereinfa-
chen (Becker, 2016, 4). Inzwischen gibt es dazu eine politische Einigung von 
EU-Parlament und Ministerrat. Es ist nicht auszuschließen, dass die Kommis-
sion den EFSI als dauerhaftes Instrument zur Förderung von Investitionen 
etablieren will (Becker, 2016, 14). Im Begründungsteil des Vorschlags erklärt 
die Kommission ihre Absicht, für die Zeit nach 2020 Vorschläge zu unterbreiten, 
um zu gewährleisten, dass die strategischen Investitionen auf einem tragfähi-
gen Niveau bleiben (Europäische Kommission, 2016b, 2).

Erste Bewertungen
Die EIB hatte in ihrem ersten Evaluationsbericht (EIB, 2016, 8) die geografische 
Konzentration der EFSI-Mittel auf die EU-15-Länder kritisiert, auf die bis dato 
92 Prozent des Gesamtportfolios entfallen waren, während die EU-13-Staaten 
nur 8 Prozent auf sich ziehen konnten. Dem unabhängigen Evaluationsbericht 
von EY (2016, 24) zufolge betrug die EFSI-Förderung in den EU-15-Ländern  
20 Euro je Einwohner, in den EU-13-Ländern dagegen nur 7 Euro. Italien, Spanien 
und das Vereinigte Königreich erhielten über 60 Prozent der Förderung im 
Infrastruktur- und Innovationsfenster, während Deutschland, Frankreich und 
Italien 36 Prozent der Förderung aus dem KMU-Fenster auf sich vereinigten 
(EY, 2016, 52). Als Ursache für die geringe Inanspruchnahme durch die mittel- 
und osteuropäischen Länder nennt der Bericht von EY die Konkurrenz durch 
die Strukturfonds, weniger Kapazitäten für die Entwicklung von Großprojekten 
und einen kleineren Venture-Capital-Markt (EY, 2016, 52). Der Europäische 
Rechnungshof (ERH) sieht als potenzielle Ursache, dass die EIB Projekte in 
Ländern mit entwickelten Finanzmärkten bevorzugt habe, weil diese in der 
Lage seien, Finanzinstrumente einzusetzen und risikoreiche Projekte zu struk-
turieren. Auf diese Weise könne das Investitionsziel rascher erreicht werden 
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(ERH, 2016, 29). Nicht rückzahlbare Beihilfen aus den Strukturfonds erscheinen 
überdies vielfach attraktiver als Kredite des EFSI (Becker, 2016, 10).

Insgesamt fällt die Stellungnahme des ERH (2016) zu den Erfahrungen mit dem 
EFSI recht kritisch aus. Er bezieht in seine Kritik auch die Bewertungen durch 
die Kommission und die EIB mit ein. In keiner der Evaluierungen werden seiner 
Ansicht nach die Ergebnisse und die Auswertungen des EFSI bewertet, weil 
dafür zu wenig Zeit verstrichen sei (ERH, 2016, 18). Der ERH verweist in diesem 
Zusammenhang auch auf die EIB-Evaluation, derzufolge es zu früh sei, um ein 
endgültiges Urteil über die Leistungsfähigkeit des EFSI zu fällen (EIB, 2016, I). 
Es bestehe die Gefahr, dass die Multiplikatorwirkung zu hoch eingeschätzt 
werde, gerade bei solchen Investitionen, für die schon vor Errichtung des EFSI 
Investoren gewonnen wurden (ERH, 2016, 27). Nach Ansicht des ERH ist es zu 
früh, eine Aufstockung der Garantie aus dem EU-Haushalt vorzuschlagen (ERH, 
2016, 7). Mit Ausnahme des KMU-Fensters gebe es nur wenig Nachweise dafür, 
dass die Erhöhung der Garantie gerechtfertigt sei (ERH, 2016, 14).

Vergleich EFSI und ESIF
Gemeinsam ist EFSI und ESIF, dass sie Investitionen in der EU fördern sollen. 
Speziell in Bezug auf die ESIF – die Europäischen Struktur- und Investitions-
fonds – hat die Kommission festgestellt, dass diese mit einem Budget von 
454 Milliarden Euro im Zeitraum 2014 bis 2020 das wichtigste investitions- 
politische Instrument der EU seien (Europäische Kommission, 2015, 2). EFSI 
und ESIF teilen das übergreifende („overall“) Ziel der Steigerung von Investi-
tionen in der EU (Deffaa, 2016, 162).

Es gibt jedoch einige wichtige Unterschiede zwischen EFSI und ESIF. So unter-
liegt die Förderung durch den EFSI anders als die Kohäsionspolitik der EU 
keinen regionalen oder sektoralen Einschränkungen und es gibt keine geogra-
fischen und sektoralen Quoten (Lammers, 2016, 286; Margaras, 2017, 4). Die 
EFSI-Förderung ist nachfragegetrieben („demand driven“) und fördert Projek-
te in der gesamten EU einschließlich grenzüberschreitender Vorhaben (Mar-
garas, 2017, 2). EFSI-Investitionen sollen privates Kapital anziehen, das heißt, 
es sollte möglich sein, mit ihnen Gewinne zu erzielen, während sich das En-
gagement der ESIF auch auf die Bereitstellung öffentlicher Güter erstreckt 
(Deffaa, 2016, 162).
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ESIF unterstützen in Form mehrjähriger Programme, orientieren sich zudem 
an den Zielen der Europa-2020-Strategie für intelligentes, nachhaltiges und 
inklusives Wachstum und sind am Ziel der wirtschaftlichen, sozialen und ter-
ritorialen Kohäsion gemäß Art. 174 des AEU-Vertrags ausgerichtet (Margaras, 
2017, 3). Der EFSI fällt nicht unter die Definition der finanziellen Instrumente 
gemäß der Verordnung 1303 aus 2013 über die gemeinsamen Bestimmungen 
zu ESIF.

Die Mittel von ESIF – hauptsächlich Zuschüsse – werden von der Europäischen 
Kommission genehmigt, gehen an die Mitgliedstaaten, werden national kofi-
nanziert und unterliegen einem gemeinsamen System von Regeln und fonds-
spezifischen Vorschriften sowie nationalen Rechtsvorschriften, Beihilferege-
lungen und Regelungen für das öffentliche Beschaffungswesen. Die Umsetzung 
erfolgt gemeinsam durch die Mitgliedstaaten und ihre Regionen. EFSI-Mittel 
hingegen sind hauptsächlich Kredite, Garantien oder Eigenkapitalhilfen (Equi-
ty Investments). Die Governance ist weniger streng als bei den ESIF (Margaras, 
2017, 4). Allerdings spielen Finanzinstrumente inzwischen auch bei beim EFRE 
eine Rolle. Dem Vernehmen nach sollen gut 20 Milliarden Euro oder 8 Prozent 
der Mittelzuweisungen aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds über diese 
Instrumente bereitgestellt werden (Europäische Kommission, 2017, 38).

Ein weiterer Unterschied ist, dass die elf thematischen Ziele der Europa-  
2020-Strategie, die von den ESIF unterstützt werden sollen (vgl. Tabelle 2 in 
Kapitel 2), nicht deckungsgleich sind mit den thematischen Prioritäten des 
EFSI (Margaras, 2017, 4). Eine Kombination von ESIF und EFSI ist zwar möglich, 
aber technisch komplex und aufwendig zu verwalten (Margaras, 2017, 6).

Als Zwischenfazit kann festgehalten werden, dass der EFSI kein allgemeiner 
Ersatz für die Kohäsionspolitik ist, auch deshalb, weil seine territorialen Wir-
kungen unklar sind. Jedoch könnten die Instrumente des EFSI auch in Zukunft 
bei einer Politik der allgemeinen Wachstumsförderung eine Rolle spielen. 
Bevor in Kapitel 8 ein Vorschlag für die Neuorientierung der Kohäsionspolitik 
nach 2020 gemacht wird, muss noch kurz auf die Wirkungen eingegangen 
werden, die vom sogenannten Brexit für die Kohäsionspolitik zu erwarten sind.
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Einfluss des Brexits auf die  
EU-Kohäsionspolitik

Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU (Brexit) hat finanzielle 
Konsequenzen für den EU-Haushalt und damit auch für die Finanzierung der 
Kohäsionspolitik. Zum einen entsteht bei den Kohäsionsausgaben eine Lücke, 
wenn die Briten die EU im Frühjahr 2019 verlassen, weil die Mittel für die För-
derperiode 2014 bis 2020 bereits an die Mitgliedstaaten als Zusagen verteilt 
sind und außerdem schon gebundene Mittel erst in späteren Jahren zu Aus-
zahlungen führen. Zum anderen fehlen für die Zeit nach 2020 die jährlichen 
Nettozahlungen des Vereinigten Königreichs zum EU-Haushalt. In der Literatur 
wird im Zusammenhang mit dem ersten Aspekt von einem Einmaleffekt, im 
Zusammenhang mit dem zweiten Aspekt von einem strukturellen Effekt ge-
sprochen (Becker, 2017a; Haas/Rubio, 2017).

Bleibt es bei dem Austrittstermin Ende März 2019, dann verlassen die Briten 
die EU also 21 Monate vor dem Ende des aktuellen MFR. Am 8. Dezember 2017 
haben die Unterhändler von EU und dem Vereinigten Königreich einen gemein-
samen Bericht präsentiert, der unter anderem eine Einigung über die finan- 
ziellen Folgen des Brexits skizziert. Entscheidend in diesem Zusammenhang 
ist, dass sich das Vereinigte Königreich so an den EU-Budgets der Jahre 2019 
und 2020 beteiligen will, als ob es noch Mitglied wäre, und für die Verpflich-
tungen aufkommen will, die es während seiner EU-Mitgliedschaft eingegangen 
ist (Joint Report, 2017, Ziffern 59 und 61). Damit tritt der oben beschriebene 
Einmaleffekt nicht auf. 

Auch für das sogenannte RAL-Problem6 wurde ein Lösung gefunden. Hinzu 
kommt, dass zwischen der Mittelbindung – besonders bei der Kohäsionspoli-
tik, aber auch bei Infrastrukturvorhaben – und der Auszahlung in der Regel 
einige Zeit vergeht, sodass Auszahlungen oftmals in späteren Jahren erfolgen. 

7

6 „Abzuwickelnde Mittelbindungen (reste à liquider, RAL) sind überfällige Verpflichtungen, das 
heißt, Verpflichtungen, die eingegangen wurden, für die aber noch keine Zahlungen erfolgt 
sind. Bei Verpflichtungen, die über mehrere Jahre laufen, entstehen Beträge, für die zwar 
Verpflichtungen bestehen, die aber noch nicht ausgezahlt werden konnten“ (Europäische 
Kommission, 2012).
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Das liegt in der Natur der Projektförderung. Im aktuellen MFR (2014 bis 2020) 
gilt die n+3-Regel, das heißt, die im Jahr n gebundenen Mittel müssen spätes-
tens in drei Jahren nach dem Jahr der Mittelbindung zu Zahlungen führen; 
anderenfalls verfallen sie. Mittel, die im Jahr 2020 zugesagt werden, können 
also noch bis zum Jahr 2023 Zahlungen zur Folge haben. Das Vereinigte Kö-
nigreich hat sich bereit erklärt, für diese Verpflichtungen aufzukommen (Joint 
Report, 2017, Ziffer 61 ff.).

Da das Vereinigte Königreich trotz seines Rabatts auf die britischen Zahlungen 
an die EU ein großer Nettozahler ist, fehlt nach dem britischen Austritt ab dem 
Jahr 2021 jährlich dieser Nettobeitrag im EU-Haushalt (der strukturelle Effekt). 
Zur Größenordnung: Der britische Nettobeitrag ist keine feste Größe, er 
schwankt von Jahr zu Jahr. Bildet man den Durchschnitt über mehrere Jahre, 
so ergibt sich ein jährlicher Fehlbetrag von 9,4 Milliarden Euro (2010 bis 2015). 
Pressemeldungen zufolge beziffert die Kommission selbst die Lücke durch den 
Brexit auf 10 bis 11 Milliarden Euro pro Jahr (FAZ, 2017; NZZ, 2017).

Unklar ist, wie sich dies auf die einzelnen Politikbereiche der EU auswirkt. 
Denkbar wäre zum einen eine gleichmäßige Kürzung aller Ausgabenkatego rien 
etwa um den Prozentsatz des britischen Nettobeitrags zum EU-Haushalt oder 
zum anderen eine Kürzung um den britischen Nettobeitrag zu jeder Ausgaben-
kategorie (Bachtler/Polverari, 2017, 40). Im zweiten Fall müsste der britische 
Nettobeitrag zur Kohäsionspolitik (und zur Agrarpolitik) ermittelt werden. Denn 
es lassen sich zwar die Rückflüsse in die Mitgliedstaaten nach Ausgabenkate-
gorien feststellen; die Finanzierungsbeiträge der EU-Länder werden aber nicht 
nach Kategorien aufgeteilt, sondern dienen der Finanzierung der gesamten 
Ausgaben (vgl. dazu auch Kapitel 8).

Im ersten Fall müssten die Ausgaben der verbliebenen 27 EU-Staaten um den 
Prozentsatz gekürzt werden, der sich ergibt, wenn man den von der Kommis-
sion genannten Nettofehlbetrag von 10 bis 11 Milliarden Euro auf die EU-27-Aus-
gaben bezieht. Rechnet man wiederum mit dem Durchschnitt über mehrere 
Jahre, kommt man auf Gesamtausgaben in Höhe von 134 Milliarden Euro, die 
zum größten Teil aus den sogenannten eigenen Mitteln und zu einem kleineren 
Teil aus sonstigen Einnahmen wie Kartellbußgeldern, Steuern der Bedienste-
ten, Überschüssen des Vorjahres und Ähnlichem finanziert werden. Es errech-
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nen sich somit ein Kürzungssatz von 7,5 beziehungsweise 8,2 Prozent oder 
bezogen auf die Kohäsionsausgaben der 27 Mitgliedstaaten in Höhe von  
48,9 Milliarden Euro ein Kürzungsbetrag von 3,7 bis 4 Milliarden Euro.

Im zweiten Fall wird der britische Nettobeitrag zur Kohäsionspolitik zugrunde 
gelegt. Der dazu in der vorliegenden Analyse modellmäßig ermittelte britische 
Nettobeitrag zur Kohäsionspolitik beträgt im Durchschnitt der Jahre 2011 bis 
2015 etwa 5 Milliarden Euro pro Jahr. Bei dieser Kalkulation wurden die Bei-
träge der Mitgliedstaaten zur Kohäsionspolitik mit den nationalen Anteilen an 
den gesamten Eigenmitteln ermittelt. Die Konsequenz der zweiten Variante 
wäre somit eine Verringerung der Kohäsionsausgaben um diesen Betrag. Ge-
genüber der ersten Variante wäre dies die teurere Variante.

Nicht auszuschließen ist jedoch, dass die Briten künftig weiterhin einen Teil 
zum EU-Haushalt beitragen, weil sie beispielsweise an den Interreg-Program-
men teilnehmen wollen. Das ist abhängig von einer Übereinkunft über die 
künftige institutionelle Anbindung der beiden Wirtschaftsräume. Die Inter-
reg-Initiativen starteten im Jahr 1990. Mit ihnen wird die grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit (vorwiegend) zwischen den Mitgliedstaaten gefördert. 
Seit der Förderperiode 2007 bis 2013 firmieren sie unter dem Ziel der Europä-
ischen territorialen Zusammenarbeit (Europäische Kommission, 2014a, 186). 
In der Förderperiode 2014 bis 2020 ist das Vereinigte Königreich an Interreg-Pro-
grammen beteiligt, die von der EU insgesamt mit mehr als 1 Milliarde Euro 
gefördert werden; bei einem Gesamtvolumen für die Europäische territoriale 
Zusammenarbeit von mehr als 9 Milliarden Euro.

Der Brexit hat darüber hinaus noch einen statistischen Effekt. Durch den Aus-
tritt des Vereinigten Königreichs aus der EU sinkt das durchschnittliche Pro-
Kopf-BIP gerechnet in Kaufkraftstandards um etwa 1 Prozent und damit auch 
der Absolutwert der für die Kohäsionspolitik bedeutsamen Schwelle von  
75 Prozent des Pro-Kopf-BIP der EU. Dies hat zur Folge, dass Regionen, die 
heute unterhalb, aber nahe an der 75-Prozent-Grenze liegen, durch diesen 
statistischen Effekt von der Kategorie „weniger entwickelte Regionen“ in die 
Förderkategorie der „Übergangsregionen“ aufsteigen. Dies gilt auch für die 
Regionen, die knapp unterhalb der 90-Prozent-Grenze liegen und durch den 
beschriebenen Effekt mit ihrem absoluten Pro-Kopf-BIP über den Absolutwert 
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der 90-Prozent-Marke gelangen und damit in die Kategorie der „stärker ent-
wickelten Regionen“ aufsteigen. Allerdings dürfte sich dieser Effekt wegen der 
geringen Änderung in Grenzen halten. Eine Kalkulation, welche Regionen da-
von betroffen wären, ist nicht zweckmäßig, da nicht bekannt ist, auf der Basis 
welchen Jahres die regionalen Förderkategorien in der Zeit nach 2020 berech-
net werden. In der aktuellen Förderperiode (2014 bis 2020) erfolgte die Klassi-
fizierung der Regionen in die drei Kategorien anhand der Daten für die Jahre 
2007 bis 2009 (EP, 2013a, Art. 90 Abs. 2). Für den Kohäsionsfonds, der Mitglied-
staaten unterstützt, gelten die Daten für die Jahre 2008 bis 2010. Würde man 
hypothetisch aktuellere Daten für die Klassifizierung der Regionen anlegen, 
käme es zu Verschiebungen (CPMR, 2017).

Unklar bleibt, ob die von der Kommission genannten Mindereinnahmen durch 
den britischen Austritt in Höhe von jährlich 10 bis 11 Milliarden Euro die rich-
tige Bezugsgröße sind. Die Berechnung könnte auch noch anders erfolgen. 
Durch den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU verringert sich das 
BNE der EU um rund 16 Prozent. In den letzten Jahren betrugen die Ausgaben 
des EU-Haushalts etwa 1 Prozent des gemeinsamen BNE, der Anteil der Eigen-
mittel lag sogar etwas darunter. Der Unterschied wurde regelmäßig durch 
andere Einkünfte ausgeglichen. Die Eigenmittelobergrenze (für Zahlungen) in 
Höhe von derzeit 1,23 Prozent des summierten BNE der Mitgliedstaaten wurde 
nicht ausgeschöpft (Wissenschaftlicher Beirat beim BMF, 2016, 12). Dazu heißt 
es auf einer Internetseite des Bundesministeriums der Finanzen (BMF): „Der 
mehrjährige Finanzrahmen, der Ausgabenobergrenzen über einen Zeitraum 
von sieben Jahren festlegt, muss deutlich unterhalb der Eigenmittelobergren-
ze liegen, damit deren Einhaltung stets sichergestellt ist“ (BMF, 2016).

Bliebe es in Zukunft bei der faktischen 1-Prozent-Grenze, bedeutete dies, dass 
der EU-Haushalt nach dem Brexit um rund 16 Prozent niedriger ausfiele und 
auch die Kohäsionsausgaben um diesen Prozentsatz gesenkt werden könnten. 
Wiederum bezogen auf den Durchschnitt der Kohäsionsausgaben in den ver-
bleibenden 27 Mitgliedstaaten wäre das eine Minderung um etwa 7,8 Milliarden 
Euro.
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Neuorientierung der EU- 
Kohäsionspolitik nach 2020

Die Kohäsionspolitik, die vormals in erster Linie auf die ärmeren und rückstän-
digen Regionen der EU ausgerichtet war, ist zunehmend zu einer Politik ge-
worden, die möglichst viele Regionen in der EU fördert. Manche Autoren spre-
chen in diesem Zusammenhang sogar von einer „Quasi-Wirtschaftspolitik“ 
oder „Ersatzwirtschaftspolitik“, die mithilfe der Kohäsionspolitik durch die 
Hintertür eingeführt worden ist (Dörr, 2016; 2017).

Deutlich wird der EU-weite Einsatz der Kohäsionspolitik auch, wenn man den 
Beiträgen der Mitgliedstaaten zur Finanzierung der Kohäsionspolitik die natio-
nalen Rückflüsse gegenüberstellt. Eine Modellrechnung mit Durchschnittswer-
ten für den Fünfjahreszeitraum 2011 bis 2015 verdeutlicht dies. Die Ausgaben 
für die Kohäsionspolitik in den einzelnen EU-Ländern werden von der Euro-
päischen Kommission jährlich im Finanzbericht ausgewiesen (Europäische 
Kommission, 2016a). Die Beiträge zur Finanzierung der Kohäsionspolitik sind 
nicht unmittelbar ersichtlich, weil die Mitgliedstaaten nationale Beiträge zur 
Finanzierung des gesamten Haushalts entrichten. Daher werden im Folgenden 
fiktive Beiträge ermittelt, indem die gesamten Ausgaben für die Kohäsionspo-
litik nach Maßgabe der Finanzierungsanteile der einzelnen EU-Länder aufgeteilt 
werden. Dahinter steht die Annahme, dass der EU-Haushalt nur aus den Kohä-
sionsausgaben besteht. Durch die Saldierung der fiktiven Beiträge zur Kohä-
sionspolitik und der Rückflüsse lässt sich die Nettoposition jedes einzelnen 
EU-Landes berechnen, die sich zu null addieren. Die Ergebnisse sind in Tabel-
le 3 enthalten. Zwölf Nettozahlern zur Kohäsionspolitik stehen 15 Nettoemp-
fänger gegenüber, darunter die zehn Länder, die im Rahmen der sogenannten 
Osterweiterung 2004 und 2007 der EU beigetreten sind, sowie Malta und Zypern.

Tabelle 3 zeigt, dass gemessen am absoluten Saldo in Höhe von durchschnitt-
lich 6,8 Milliarden Euro pro Jahr Deutschland am meisten netto zur Finanzierung 
der gemeinsamen Kohäsionspolitik der EU beiträgt, vor Frankreich und dem 
Vereinigten Königreich. Bildet man das Verhältnis aus Zahlungen zu Rückflüs-
sen, wird ersichtlich, dass Deutschland gewissermaßen knapp 3 Euro in den 
EU-Haushalt für die Kohäsionspolitik einzahlt, um 1 Euro an Kohäsionsausga-

8
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ben zu erhalten. Damit steht Deutschland noch vergleichsweise gut da, denn 
Frankreich und das Vereinigte Königreich müssen 3,6 und 4,7 Euro für 1 Euro 
Rückfluss aufwenden. Noch ungünstiger sieht das Verhältnis für die Nieder-
lande und Dänemark mit einem Quotienten von über 9 aus.

Zahlungen und Rückflüsse im Rahmen der EU-Kohäsionspolitik  Tabelle 3
Durchschnitt der Jahre 2011 bis 2015, in Millionen Euro

Zahlungen Rückflüsse Nettoposition Verhältnis Zahlungen/
Rückflüsse

Deutschland 10.381 3.572 –6.810 2,9
Frankreich 8.075 2.260 –5.815 3,6
Vereinigtes Kgr. 6.302 1.333 –4.969 4,7
Niederlande 2.658 285 –2.373 9,3
Italien 6.229 3.997 –2.232 1,6
Belgien 1.997 393 –1.604 5,1
Schweden 1.497 271 –1.226 5,5
Dänemark 998 110 –888 9,1
Österreich 1.101 261 –840 4,2
Finnland 754 255 –498 3,0
Irland 611 129 –482 4,8
Luxemburg 115 23 –92 5,0
Zypern 72 89 16 0,8
Malta 31 111 80 0,3
Estland 73 443 370 0,2
Slowenien 154 618 464 0,2
Lettland 91 685 595 0,1
Litauen 139 897 758 0,2
Bulgarien 171 959 788 0,2
Spanien 4.150 5.323 1.173 0,8
Slowakei 279 1.630 1.351 0,2
Rumänien 539 2.368 1.828 0,2
Portugal 663 3.424 2.761 0,2
Tschechien 606 3.472 2.866 0,2
Griechenland 680 3.568 2.888 0,2
Ungarn 378 3.614 3.237 0,1
Polen 1.519 10.174 8.655 0,1
EU-27 50.263 50.263 0 –

Zahlungen geschätzt unter der Annahme, dass die Mitgliedstaaten zur Finanzierung der 
Kohäsionsausgaben nach Maßgabe der Finanzierungsanteile der Mitgliedstaaten am Gesamt-
haushalt beitragen. Ohne Kroatien, das erst am 1. Juli 2013 EU-Mitglied wurde.
Eigene Berechnungen auf Basis von Europäische Kommission, 2016a
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Polen erhielt mit netto 8,7 Milliarden Euro im Durchschnitt des Zeitraums 2011 
bis 2015 die höchsten Ausgaben der Kohäsionspolitik. Mit deutlichem Abstand 
folgen Ungarn, Griechenland, Tschechien und Portugal. Auch die Nettoemp-
fänger der EU-Kohäsionspolitik leisten einen finanziellen Beitrag zu dieser 
Politik. Hier gibt es ebenfalls beträchtliche Unterschiede. Das günstigste Ver-
hältnis zwischen Zahlungen und Rückflüssen mit 0,1 weisen Lettland, Ungarn 
und Polen auf. Diese Länder können mit einem Einsatz von 10 Cent rein rech-
nerisch einen Rückfluss von 1 Euro erzielen.

Saldiert man die gesamten Ausgaben für die Kohäsionspolitik in dem betrach-
teten Zeitraum (50,3 Milliarden Euro) und die Summe der netto empfangenen 
Ausgaben in den Mitgliedstaaten, also alle Beträge, die die Nettoempfänger 
erhalten (27,8 Milliarden Euro), ergibt sich ein Indikator für die Umverteilung 
zwischen den Mitgliedstaaten. Der Saldo von rund 22,4 Milliarden Euro (45 Pro-
zent) zeigt an, dass fast die Hälfte der Kohäsionsausgaben nicht den ärmeren 
Mitgliedstaaten zugutekommt, sondern quasi innerhalb der reicheren und der 
ärmeren Ländergruppe ausgetauscht wird (Busch, 2004, 79). Im Vergleich zum 
Zeitraum 1995 bis 2003 ist das ein Rückgang um rund 14 Prozentpunkte, als 
dieser Anteil bei 58,6 Prozent lag (Busch, 2004, 79). Das lässt sich damit erklä-
ren, dass die Vergleichsperiode die Zeit vor der Osterweiterung der EU abdeckt 
und die Anzahl der ärmeren Mitgliedstaaten gerade durch die Erweiterungen 
im Jahr 2004 und später deutlich zugenommen hat. Nach der sogenannten 
Norderweiterung der EU um Finnland, Österreich und Schweden im Jahr 1995 
standen im Wesentlichen mit Griechenland, Portugal und Spanien nur drei 
ärmere Mitgliedstaaten zwölf wohlhabenderen Ländern gegenüber.

Man kann daher die Frage stellen, ob bei einer Reform der EU-Kohäsionspolitik 
infolge des drohenden Verlusts des britischen Nettobeitrags die Kohäsionspo-
litik auf die ärmeren und bedürftigen Länder und Regionen konzentriert werden 
sollte, so wie dies ursprünglich auch intendiert war. Wohlhabendere Mitglied-
staaten erhielten keine Rückflüsse mehr für die Kohäsionspolitik und ärmere 
Mitgliedstaaten leisteten keine Beiträge mehr zur Finanzierung dieser Politik.

Die Modellrechnung orientiert sich an den Nettopositionen der einzelnen Mit-
gliedstaaten im Durchschnitt der Jahre 2011 bis 2015. Die Ergebnisse sind in 
Tabelle 4 enthalten. Sie weichen von jenen in Tabelle 3 ab, weil das Vereinigte 
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Königreich künftig nicht mehr der EU angehören wird und die Modellrechnung 
entsprechend angepasst wurde. Deutschland würde bei dieser Variante 8 Mil-
liarden Euro zur gemeinsamen Kohäsionspolitik der EU beitragen und Polen 
bekäme ceteris paribus jahresdurchschnittlich 8,5 Milliarden Euro für die re-
gionale Strukturpolitik. Es käme zu einer Bilanzverkürzung, weil die Nettoemp-
fängerländer keine Beiträge mehr zur Kohäsionspolitik abführen und die Net-
tozahlerländer keine Kohäsionszahlungen mehr erhalten (vgl. Tabelle 4). Der 
über den EU-Haushalt finanzierte Beitrag zur Kohäsionspolitik würde von  
48,9 Milliarden Euro auf 26,8 Milliarden Euro sinken. Der Differenzbetrag könn-
te aber auch für andere Politikbereiche genutzt werden. So könnte der weg-
fallende britische Nettobeitrag zum EU-Haushalt ersetzt werden und/oder es 
könnten Mittel für Güter verwendet werden, deren Bereitstellung durch die EU 
mit einem europäischen Mehrwert verbunden ist. Es dürfte jedoch nicht einfach 
sein, den Begriff des europäischen Mehrwerts mit Inhalt zu füllen. Der euro-
päische Mehrwert ist ein Konzept, das kaum quantitativ zu bestimmen ist, 
sondern das letztlich politisch definiert werden muss (Becker, 2017b, 19).

Nach Angaben des zuständigen Haushaltskommissars Günther Oettinger fehlen 
der EU ab 2020 nicht nur 10 bis 11 Milliarden Euro durch den Austritt des briti-
schen Königreichs. Neue Aufgaben wie eine bessere Kontrolle der Außengren-
zen, Migration, Terrorbekämpfung und eine europäische Verteidigungspolitik 
erhöhten den Fehlbetrag auf 20 Milliarden Euro, sodass unter Berücksichtigung 
von Einsparungen eine Erhöhung des EU-Haushalts um 15 Milliarden Euro oder 
10 Prozent erforderlich sei (FAZ, 2017). Inzwischen kursieren sogar Angaben, 
dass laut Kommissar Oettinger in einigen Jahren der EU-Haushalt eine Lücke 
von 25 bis 30 Milliarden Euro aufweisen werde (Börsen-Zeitung, 2017).

Es wäre auf nationaler Ebene zu entscheiden, ob und wie wegfallende EU-Mit-
tel ausgeglichen werden sollten. Diese Modellrechnung zeigt jedoch nur eine 
Möglichkeit auf. Eine Veränderung der Stellschrauben würde Variationen und 
auch nur eine teilweise Umsetzung dieses Konzepts zulassen. Sollten die wohl-
habenderen und wirtschaftlich stärkeren Länder künftig nicht mehr zu den 
Adressaten der EU-Kohäsionspolitik gehören, könnte überlegt werden, Inves-
titionen in diesen Ländern durch Finanzinstrumente zu fördern, wie sie etwa 
der EFSI einsetzt. Ob dies zu einem dauerhaften Einsatz des EFSI führt, ob die 
EIB diese Aufgabe übernehmen soll oder ob in der Kohäsionspolitik der EU 
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stärker Finanzinstrumente wie Kredite oder Bürgschaften eingesetzt werden, 
kann zunächst offenbleiben.

Modellrechnung für eine Konzentration der EU-Kohäsions- Tabelle 4 
ausgaben auf ärmere Mitgliedstaaten
Durchschnitt der Jahre 2011 bis 2015, in Millionen Euro

Nettozahlungen Nettoempfang Nettoposition Differenz gegenüber den 
bisherigen Zahlungen an 
den EU-Haushalt korrigiert 
um den Brexit-Effekt1)

Deutschland 7.983 0 –7.983 –3.572
Frankreich 6.728 0 –6.728 –2.260
Italien 2.937 0 –2.937 –3.997
Niederlande 2.673 0 –2.673 –285
Belgien 1.830 0 –1.830 –393
Schweden 1.396 0 –1.396 –271
Dänemark 1.001 0 –1.001 –110
Österreich 965 0 –965 –261
Finnland 584 0 –584 –255
Irland 551 0 –551 –129
Luxemburg 105 0 –105 –23
Zypern 0 8 8 –80
Malta 0 77 77 –34
Estland 0 361 361 –81
Slowenien 0 447 447 –171
Lettland 0 585 585 –101
Spanien 0 704 704 –4.619
Litauen 0 742 742 –155
Bulgarien 0 769 769 –190
Slowakei 0 1.320 1.320 –310
Rumänien 0 1.767 1.767 –600
Portugal 0 2.686 2.686 –738
Tschechien 0 2.797 2.797 –675
Griechenland 0 2.811 2.811 –757
Ungarn 0 3.194 3.194 –420
Polen 0 8.483 8.483 –1.690
EU-26 26.752 26.752 0 –22.179

EU-26: ohne Kroatien, das erst am 1. Juli 2013 EU-Mitglied wurde, und ohne das Vereinigte 
Königreich, das die EU wohl Ende März 2019 verlassen wird. 
1) Die Werte ergeben sich, weil die bisherigen Nettoempfänger keine Zahlungen mehr zur 
Kohäsionspolitik leisten müssen und die Nettozahlerländer nur noch im Umfang ihrer Netto-
position zur Finanzierung der Kohäsionspolitik beitragen. 
Eigene Berechnungen auf Basis von Europäische Kommission, 2016a
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Die Forderung nach einer Konzentration der Mittel in der Kohäsionspolitik auf 
die ärmeren Mitgliedstaaten ist keineswegs neu. Im Jahr 2003 forderten Ver-
treter der britischen Regierung, dass Länder, die finanziell stark genug seien, 
eine eigenständige Regionalpolitik zu betreiben, nach der anstehenden Erwei-
terung der EU nicht weiterhin erhebliche Mittel von der EU erhalten. Diese 
Länder sollten die Regionalpolitik aus nationalen Quellen finanzieren (Busch, 
2004, 76), während sich die EU-Förderung auf einkommensschwächere Länder 
konzentrieren sollte. In eine ähnliche Richtung stieß 2002 eine Forderung der 
bayerischen Staatsregierung, in dem ein Nettofondsmodell vorgeschlagen 
wurde. Danach würden nicht mehr sämtliche Mitgliedstaaten Transferleistun-
gen erhalten, sondern nur noch bedürftige Mitgliedstaaten.7 Außerdem sollten 
nach diesem Vorschlag die Vorgaben für die Mittelverwendung verringert wer-
den. Bei einer Umsetzung dieses Vorschlags würde nicht nur das Transfervo-
lumen insgesamt verkleinert, sondern auch die Verantwortung der Mitglied-
staaten für die regionale Strukturpolitik gestärkt (Busch, 2004, 76).

Andere Reformvorschläge kamen unter anderem von der Sapir-Gruppe (Sapir 
et al., 2003), einer im Auftrag des Präsidenten der Europäischen Kommission 
eingesetzten „High-Level-Group“. Deren Bericht kritisiert, dass mit der breiten 
Förderung in fast allen Mitgliedstaaten nicht notwendigerweise die Investi-
tionen mit dem größten Einfluss auf das Wachstum unterstützt würden. Die 
Autoren schlagen daher vor, die finanziellen Mittel auf die Bildung von Institu-
tionen und auf Investitionen in Human- und Sachkapital zu konzentrieren, weil 
davon die größten Wirkungen auf das Wachstum ausgingen. Der Zunahme 
regionaler Disparitäten sollte nach diesen Empfehlungen auf nationaler Ebene 
begegnet werden (Busch, 2004, 74). Hier liegt der Fokus zwar nicht auf der 
vorrangigen Förderung von bedürftigen Mitgliedstaaten; eine Förderung mög-
lichst aller Regionen wird aber zugunsten einer gezielten Wachstumsförderung 
abgelehnt.

7 Zu älteren Vorschlägen, die ebenfalls eine Konzentration auf bedürftige Länder und Regionen 
empfehlen, vgl. Klemmer (1998, 507 ff.).



48

Fazit 

Die vertraglichen Regelungen verpflichten die EU zu einer Politik des wirtschaft-
lichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts. Dabei gilt das besondere 
Ziel, die Unterschiede im Entwicklungsstand der Regionen zu verringern und 
den Rückstand besonders benachteiligter Gebiete abzubauen. Dies kann als 
Ausdruck des im EUV und im AEUV verankerten Gedankens der Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten interpretiert werden. Die Genese der Kohäsions-
politik in der EU zeigt jedoch, dass es vor allem bei Erweiterungen und Vertie-
fungen zu politischen Deals gekommen ist, bei denen manche Mitgliedstaaten 
zusätzliche Kohäsionsausgaben erhielten, um ihnen die Zustimmung zur Wei-
terentwicklung der EU zu erleichtern. Für den Durchschnitt der letzten Jahre 
konnte gezeigt werden, dass fast die Hälfte der Kohäsionsausgaben (45 Prozent) 
nicht den ärmeren Mitgliedstaaten zugutekommt, sondern quasi innerhalb 
der Gruppe der wohlhabenderen und der ärmeren Ländergruppe ausgetauscht 
wird.

Neben den Tauschgeschäften bei Erweiterungen und Vertiefungen der EU ist 
eine weitere Entwicklung zu erkennen, die vom Ziel der Förderung ärmerer 
Mitgliedstaaten und Regionen weggeführt hat: Mit dem Lissabon-Prozess und 
der Europa-2020-Strategie wurden die strukturpolitischen Instrumente stärker 
zu einer Politik der allgemeinen Investitionsförderung umgebaut – und im 
Prinzip sind alle Regionen förderfähig. Daneben hat die EU im Jahr 2015 mit 
der EFSI-Verordnung ein neues Instrument zur allgemeinen Förderung von 
Investitionen und Wachstum geschaffen, dessen Verlängerung und finanzielle 
Erweiterung inzwischen beschlossen wurde.

Außerdem wird die Kohäsionspolitik der EU zunehmend für andere wirtschafts-
politische Ziele der Union instrumentalisiert. Makroökonomische Konditiona-
litäten sollen dafür sorgen, dass die Mitgliedstaaten ihren Verpflichtungen aus 
dem Stabilitäts- und Wachstumspakt sowie der makroökonomischen Über-
wachung besser nachkommen. Überdies wird gefordert, die Kohäsionspolitik 
stärker mit den länderspezifischen Empfehlungen im Europäischen Semester 
zu verbinden. In diesem Zusammenhang wird von Kritikern der Vorwurf erho-
ben, die EU führe hier eine gemeinsame Wirtschaftspolitik durch die Hintertür 

9
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ein, obwohl sie dazu gar nicht legitimiert ist. Selbst wenn es gute Gründe dafür 
gibt, die Mitgliedstaaten mithilfe der makroökonomischen Konditionalitäten 
dazu zu veranlassen, sich an die selbst gesetzten Regeln zu halten, wäre es für 
die Kohäsion in der EU schädlich, wenn die Regionen für etwas verantwortlich 
gemacht würden, was der Zentralstaat verantworten muss. Deshalb ist hier 
Vorsicht geboten.

Die EU steht vor großen Herausforderungen. Dazu zählen vor allem der Brexit 
und neue Aufgaben im Zusammenhang mit der Bekämpfung der Migrations-
ursachen, die Sicherung der Grenzen und der Kampf gegen den Terrorismus. 
Das kostet Geld. EU-Kommissar Oettinger wird inzwischen mit der Aussage 
zitiert, dass im EU-Haushalt in wenigen Jahren eine Lücke von 25 bis 30 Mil-
liarden Euro entstünde.

In einer solchen Situation müssen alle Ausgaben der EU auf den Prüfstand. 
Das gilt nicht nur für die Kohäsionspolitik, sondern auch für die Gemeinsame 
Agrarpolitik. Die Ausgaben durch die EU müssen durch einen europäischen 
Mehrwert begründet sein, auch wenn das Konzept inhaltlich nur politisch 
gefüllt werden kann. Es ist aber zumindest höchst fraglich, ob über die 
EU-Kohäsionsausgaben eine Umverteilung innerhalb der Gruppe wirtschaftlich 
stärkerer Länder und innerhalb der Gruppe wirtschaftlich schwächerer Länder 
erfolgen sollte. Diese Frage wird hier verneint. Stattdessen sollten sich die 
Kohäsionsausgaben des EU-Haushalts in Zukunft auf die wirtschaftlich 
schwächsten Mitgliedstaaten konzentrieren.

Eine Modellrechnung kommt zu dem Ergebnis, dass mit dieser Konzentration 
auf die schwächeren EU-Staaten ein Einsparpotenzial von über 20 Milliarden 
Euro verbunden wäre. Wirtschaftlich stärkere Länder sollten dagegen in erster 
Linie selbst für die Regional- und Strukturpolitik finanziell verantwortlich sein. 
Subsidiär (unterstützend) könnte die EU in ärmeren Regionen wirtschaftlich 
stärkerer Länder statt mit Finanzhilfen mit Finanzinstrumenten wie Krediten, 
Bürgschaften und Ähnlichem helfen, die ja schon im aktuellen MFR eingesetzt 
werden, wenn auch noch in einem geringen Ausmaß.
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Abstract
Cohesion Policy in the European Union
Review and reorientation

This Analysis addresses the further development of the European Union’s 
post-2020 cohesion policy, for which a new Multiannual Financial Framework 
(MFF) has to be agreed by the EU Member States. This has always been a diffi-
cult undertaking. To make matters worse, the United Kingdom is highly unlikely 
to be a member of the EU for the next MFF. As a result, the long-term British 
net contribution to the EU budget is likely to be much lower and may even be 
completely eliminated. Against this backdrop, this Analysis argues for a chan-
ge of course in EU cohesion policy: in the future, only the poorer Member 
States should be financially supported, and they should not have to contribu-
te to the financing of this policy at the EU level. A change of course is also 
advisable because in the two most recent funding periods the policy of con-
centrating the promotion of economic and social cohesion on the poorest 
regions has been abandoned.
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